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1. Allgemeine Rahmenbedingungen und Übersicht 

Die Studie geht in ihren Grundannahmen von verschiedenen Familiensituationen aus (verheiratet, 

nicht verheiratet/geschieden, alleinerziehend, 0 oder 2 Kinder). Gedankliche Grundlage für 

Überlegungen und Vergleiche ist eine urbane Beispielfamilie mit Wohnort in der Stadt Zürich. Für 

die erwachsenen Personen wird ein Alter zwischen 35 und 44 Jahren angenommen.  

Soweit Kinder berücksichtigt werden, unterscheidet die Studie zwei Varianten: In der 

Grundvariante befinden sich die Kinder im Kita-Alter, in der erweiterten Variante sind sie im 

Schulalter.   

Das Folgende findet somit auf alle Sachverhalte anwendbar:  

• Bestimmte Annahmen zum Markteinkommen gestützt auf Statistiken und Studien 

bezüglich des Kantons Zürich und der Stadt Zürich (vgl. unten Ziff. 2.1) 

• Hinzurechnungen «vor Steuern», konkret die Hinzurechnung von Kinderzulagen, 

erfolgt gemäss Ansätzen des Kantons Zürich (vgl. unten Ziff. 2.2.1). 

• Für die Berechnung des verfügbaren Einkommens «nach Steuern» werden neben dem 

eidgenössischen Steuertarif (Bundessteuer) der Zürcher Steuertarif sowie der 

entsprechende Staatssteuerfuss und der Gemeinde- bzw. Stadt-Steuerfuss (Staats- 

und Gemeindesteuern) verwendet (vgl. unten Ziff. 3.3.2 und 3.3.3). 

• Für die Hinzurechnung von nicht steuerbaren Leistungen und Subventionen des 

Staats, welche an das Einkommen geknüpft sind, finden – nebst 

den eidgenössischen – die jeweiligen Gesetze des Kantons Zürich Anwendung (vgl. 

unten Ziff. 4). 

Im Allgemeinen nicht beachtet werden in der vorliegenden Studie:  

• Familiensituationen, bei denen Unterhaltszahlungen zu berücksichtigen sind 

(Kinderalimente und Ehegattenunterhalt). 

• Die Konfession (für die Kirchensteuer) sowie Effekte von indirekten Steuern 

(insb. MWST) (vgl. unten Ziff. 3.3). 

• Steuerbare Stipendien anrechenbar an die Familie (vgl. unten Ziff. 2.2.2 und 4)  

• Lebensunterhaltskosten für die jeweiligen Personen (Mietkosten, Lebensmittelkosten) 

In der vorliegenden Studie wird nicht zwischen der eingetragenen Partnerschaft und Ehen 

unterschieden. Die eingetragenen Partnerschaften nach altem Recht,1 die seit der 

Volksabstimmung vom 26.09.2021 «Ehe für Alle»2 noch nicht in eine Ehe umgewandelt wurden, 

gelten hier, wie auch steuerrechtlich, als Ehen. Materiell bestehen keine Unterschiede.3 

Für verschiedene Berechnungen (z.B. Kita-Subvention und Prämienverbilligung) wird bei 

Verheirateten von einem steuerbaren Vermögen von CHF 100’000 pro Person ausgegangen.4 Zu 

 
1 Vgl. Art. 39 Abs. 2 Ziff. 2 ZGB. 
2 Ehe für alle, Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
<https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/gesellschaft/zivilstand/faq/ehe.html#-1267946019> (abgerufen am 
04.06.2026). 
3 Vgl. Art. 9 Abs. 1bis Satz 2 DBG: «Die Stellung eingetragener Partnerinnen oder Partner entspricht in 
diesem Gesetz derjenigen von Ehegatten». 
4 Im Median betrug das Vermögen einer verheirateten Person («Verheiratetentarif») in der Stadt Zürich im 
Jahr 2023 CHF 100'000 pro Person: Steuerbares Vermögen, Stadt Zürich <https://www.stadt-
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beachten gilt es jedoch in diesem Zusammenhang, dass die Vermögenssteuer nicht beachtet wird 

(vgl. unten Ziff. 3.1). 

2. Begriff und Berechnung von Markteinkommen und Nettoeinkommen 

2.1. Markteinkommen 

Beim «Markteinkommen» wird vorliegend im Wesentlichen auf die von ROSCHER entwickelten 

finanzwissenschaftlichen Markteinkommenstheorie abgestützt. Demnach wird Einkommen durch 

die entgeltliche Verwertung von Leistungen (Wirtschaftsgüter oder Dienstleistungen) am Markt 

erzielt, d.h. aus der Teilnahme am Marktgeschehen.5  

Zusätzlich vereinfachend werden passive Einkünfte aus beweglichem Vermögen (Zinsen, 

Dividenden, Lizenzeinnahmen etc.) und aus unbeweglichem Vermögen (Mietzinse, 

Eigenmietwert, Einkünfte aus Immobilienrechten etc.) in der Studie nicht betrachtet. Ebenfalls 

nicht berücksichtigt werden Sachverhalte, die Vorsorgezuflüsse aus Renten, Kapitalleistungen 

und -abfindungen oder Prämienrückerstattungen und dgl. betreffen. 

Zusammengefasst wird in einem ersten Schritt auf den Bruttolohn von unselbständigen 

Erwerbstätigen abgestellt. Betrachtet werden Einkommen in CHF 20'000er-Schritten  

Im Grundfall werden Einkommensschritte von CHF 80'000 bis CHF 200'000 betrachtet. Diese 

Spanne beruht auf der Überlegung, dass das Medianeinkommen in der Stadt Zürich bei einer 

100%-Stelle CHF 8'508.00 pro Monat beträgt.6 Zur Vereinfachung wird daher die Grundannahme 

getroffen, dass eine zweite Person erst ab einem Jahreseinkommen von CHF 100'000 (gerundeter 

Jahreslohn im Median bei einer Vollzeitstelle) zu arbeiten beginnt, da im Medianhaushalt ein 

Pensum von über 100% erforderlich ist. Jedoch sind andere Annahmen für Beispielsfamilien (z.B. 

freiwilliges Pensum-Splitting, Annahme einer/eines einzigen Grossverdienerin/Grossverdieners 

oder Beispielrechnungen zur Optimierung von Steuerabzugsberechtigungen) nicht 

ausgenommen.  

 

 
zuerich.ch/de/politik-und-verwaltung/statistik-und-daten/daten/bevoelkerung/einkommen-und-
vermoegen/steuerbares-
vermoegen.html#steuerbares_vermoegenmediannachsteuertarifundstadtquartier> (abgerufen am 
04.06.2026). 
5 ROSCHER WILHELM, Grundlagen der Nationalökonomie, 9. A., Berlin 1871, S. 307; vgl. auch BLUMENSTEIN 

ERNST/LOCHER PETER, System des schweizerischen Steuerrechts, 8. A, Zürich/Genf 2023, S. 222f; Vgl. 
mit zahlreichen Hinweisen RUPPE HANS GEORG, Übertragung von Einkunftsquellen, in: Klaus Tipke (Hrsg.), 
Übertragung von Einkunftsquellen im Steuerrecht, 2. A., Köln 1979, S. 16; vgl. auch LOCHER 

PETER/GURTNER PETER, Warum wird der Eigenmietwert im (noch) geltenden Recht steuerlich erfasst? ASA 
93 (2024-2025), S. 647-669 (insb. Fn. 102). 
6 Vgl. Lohn, Stadt Zürich, <https://www.stadt-zuerich.ch/de/politik-und-verwaltung/statistik-und-
daten/daten/wirtschaft/arbeit-und-erwerb/lohn.html> (abgerufen am 04.06.2026). 
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2.2. Berechnung des Nettoeinkommens vor Steuern 

Für den Begriff «Nettoeinkommen vor Steuern» lehnen wir uns am offiziellen Schweizer 

Lohnausweis7 an. Für die vorliegende Studie wird das Nettoeinkommen vor Steuern wie folgt 

berechnet: 

 Markteinkommen (hier Bruttolohn; vgl. oben Ziff. 2.1) 

+ Steuerbare Leistungen und Subventionen 

- Sozialversicherungsbeiträge (AHV/IV/EO/ALV/NBUV) 

- Beiträge 2. Säule (Ordentliche Beiträge und Einkäufe sowie überobligatorische 
 Einkäufe) 

= Nettoeinkommen vor Steuern 

2.2.1. Addition von steuerbaren Leistungen und Subventionen (Kinderzulagen) 

Vor der Steuerberechnung sind die pro Kind zustehenden Kinderzulagen hinzuzurechnen. 

Kinderzulagen sind steuerbar.8 Im Kanton Zürich betragen die Kinderzulagen gemäss Art. 5 Abs. 

1 FamZG sowie § 4 EG FamZG ZH CHF 215 pro Monat und Kind. Dies entspricht CHF 2'580 

jährlich pro Kind.9 Es wird davon ausgegangen, dass die Kinderzulagen der Eheperson mit dem 

höheren Einkommen zugerechnet werden.10 

2.2.2. Vereinfachung: Staatliche Leistungen ohne steuerliche Relevanz zunächst 

unberücksichtigt 

Zunächst unberücksichtigt bleiben die steuerfreien Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten 

Mitteln (vgl. Art. 24 lit. c DBG bzw. Art. 7 Abs. 4 lit. f StHG). Diese werden in einem späteren Schritt 

im Sinne einer «nachsteuerlichen Betrachtung» in die Analyse einbezogen.  

Hierbei ist primär an die Kita-Subventionen sowie die Prämienverbilligungen der Krankenkasse 

zu denken, ferner auch an die wirtschaftliche Sozialhilfe und an die Ergänzungsleistungen der IV. 

Diese Leistungen sind nicht steuerbar und werden vorliegend nicht «vor Steuern» im Sinne einer 

steuerbaren Aufrechnung berücksichtigt.  

Für den Steuerabzug werden sodann zunächst nur die tatsächlich von der steuerpflichtigen 

Person getragenen Prämien bzw. Kitakosten berücksichtigt (m.a.W.: «nach» Prämienverbilligung 

bzw. «nach» Kita-Subvention; vgl. unten Ziff. 3.2.2.3.3 sowie 3.2.2.4.3). Um die staatliche Leistung 

 
7 Siehe dazu «Formular Lohnausweis/Rentenbescheinigung PDF» in: 
Lohnausweis/Rentenbescheinigung, Eidgenössische Steuerverwaltung ESTV 
<https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/direkte-bundessteuer/lohnausweis.html> (abgerufen am 
04.06.2026). 
8 BGer 2C_436/2010 vom 16.09.2010, E. 5; vgl. auch SUTER CLAUDIA/MEIER SIGRIT, Art. 17 DBG, Fn. 30 
in: Zweifel Martin/Beusch Michael (Hrsg.), Kommentar zum Schweizerischen Steuerrecht, Bundesgesetz 
über die direkte Bundessteuer (DBG), 4. A. Zürich 2022. 
9 Vgl. dazu Kinder- und Ausbildungszulagen, SVA 
Zürich  <https://www.zh.ch/de/soziales/familienzulagen.html#:~:text=Die%20Kinderzulage%20wird%20ab 
%20der,Kind%2016%20Jahre%20alt%20wird> (abgerufen am 04.06.2026). 
10 Art. 7 Abs. 1 lit. e FamZG. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2008/51/de
https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/gesetzessammlung/zhlex-ls/erlass-836_1-2009_01_19-2009_07_01-111.html
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bspw. von Prämienverbilligungen oder die Kita-Subvention darzustellen, finden diese Posten 

«nach Steuern» Eingang in die Studie (vgl. unten Ziff. 4.2 und 4.3).  

Nicht-steuerrelevante Stipendien würden ebenfalls erst «nach Steuern» Eingang in die Studien 

finden (vgl. dazu unten Ziff. 4.1). Steuerrelevante Stipendien wären demgegenüber bereits hier 

aufzurechnen.11 Allerdings werden Stipendien vorliegend komplett ausgeklammert (siehe dazu 

bereits oben Ziff. 0).  

Ebenfalls unberücksichtigt (sowohl «vor» als auch «nach Steuern») bleiben vorliegend 

Überlegungen zur staatlichen Bevorschussung von Kinder- und Ehegattenalimenten (sogenannte 

Inkassohilfe).12 Diese wäre grundsätzlich – wie normale Unterhaltszahlungen – steuerbar. Da 

Familiensituationen mit Unterhaltszahlungen jedoch, wie bereits oben festgehalten, vollständig 

ausgeklammert werden, wird hierauf nicht weiter eingegangen (vgl. oben Ziff. 0). 

2.2.3. Subtraktion von Sozialversicherungsbeiträgen13 

2.2.3.1. AHV/IV, EO und ALV 

Vom oben definierten Markteinkommen (hier: Bruttolohn unselbständiger Erwerbstätiger; vgl. 

oben Ziff. 2.1) werden Stand 01.01.2025 die folgenden Beiträge abgezogen:  

• 8,7 % für die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) 

• 1,4 % für die Invalidenversicherung (IV) 

• 0,5 % für die Erwerbsersatzordnung (EO) 

• 2,2 % für die Arbeitslosenversicherung (ALV) bis zur Obergrenze von CHF 148'200. 

Zusammengefasst betragen die Beiträge an AHV, IV, EO und ALV 12,8 %. Der Arbeitnehmeranteil 

(50 %) beträgt 6,4 % und ist vom oben definierten Markteinkommen abzuziehen.  

Übersteigt der Lohn CHF 148'200, fällt für den darüberliegenden Teil die ALV-Beitragspflicht weg. 

Das oben definierte Markteinkommen ist daher für den Betrag von CHF 148'200 übersteigenden 

Lohnanteil noch um 5,3 % zu reduzieren. 

Für Lohnsummen unter CHF 2'500 (p.a. und pro Arbeitgeber) werden keine Beiträge abgerechnet, 

ausser der/die Arbeitnehmende verlangt dies.14 

 
11 Kreisschreiben Nr. 43 vom 26. Februar 2018, Steuerliche Behandlung von Preisen, Ehrengaben, 
Auszeichnungen, Stipendien sowie Förderbeiträgen im Kultur-, Sport- und Wissenschaftsbereich, 
Eidgenössische Steuerverwaltung ESTV, S. 3 f. 
12 Vgl. Inkasso und Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen, Kanton Zürich 
<https://www.zh.ch/de/familie/eltern-in-trennung/alimentenhilfe.html#1413465977> (abgerufen am 
04.06.2026). 
13 Vgl. zum Ganzen Beiträge an die Sozialversicherungen, Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
<https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ueberblick/beitraege.html> (abgerufen am 
04.06.2026). 
14 Merkblatt 2.04 Beiträge: Beiträge an die AHV, die IV, die EO und die ALV auf geringfügigen Löhnen vom 
01.01.2025, Kanton Zürich  <https://www.ahv-iv.ch/p/2.04.d>, S. 3 (abgerufen am 04.06.2026).    
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Nichterwerbstätige müssen keine Sozialversicherungsbeiträge bezahlen, wenn sie verheiratet 

sind und der/die Ehepartner/in jährlich mindestens das Doppelte des Mindestbeitrages von CHF 

530 (d.h. CHF 1'060) bezahlt.15 

Ist dies nicht der Fall, berechnen sich die Nichterwerbstätigen-Beiträge basierend auf dem 

Vermögen.16 Allerdings sind diese Berechnungen sowie Ausführungen dazu im Rahmen dieser 

Studie nicht relevant, da aufgrund unserer Annahmen zum Bruttolohn (vgl. Ziff. 2.1) stets 

mindestens das Doppelte des Mindestbeitrages bezahlt wird. 

2.2.3.2. Beiträge an die Unfallversicherung17 

Die Berufsunfallversicherung ist ungeachtet vom Beschäftigungsgrad für alle Arbeitnehmer vom 

Arbeitgeber zu tragen und darf nicht überwälzt werden (vgl. Art. 91 Abs. 1 UVG). Sie ist somit 

nicht vom oben definierten Markteinkommen abzuziehen. 

Die Nichtberufsunfallversicherung ist für Arbeitnehmer mit mehr als 8 Beschäftigungsstunden 

pro Woche obligatorisch und vom Arbeitgeber abzuschliessen. Liegt ein tieferes Pensum vor, 

muss die betroffene Person den Versicherungsschutz kurzfristig über eine Abredeversicherung 

oder über die Krankenkasse sicherstellen. Dies gilt nicht, wenn eine Bezugsberechtigung von 

Arbeitslosengeld besteht. Allerdings wird eine derartige Bezugsberechtigung im Rahmen der 

Studie ausgeschlossen. 

Für den Fall einer obligatorischen Nichtberufsunfallversicherung, die über den Arbeitgeber 

abgewickelt wird, gehen die Prämien zu Lasten des Arbeitnehmers (Art. 91 Abs. 2 UVG). Es wird 

vorliegend angenommen, dass auch im Falle eines bestehenden Anstellungsverhältnisses keine 

anderslautenden Abreden zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber zur Übernahme dieser 

Prämien bestehen. Die Prämien werden in jedem Fall auf den Arbeitnehmer überwälzt.  

Zusammengefasst wird vorliegend vereinfachend angenommen, dass die Nichtberufsunfall-

Versicherungsprämie ungeachtet einer Anstellung in jedem Fall von der Person selbst getragen 

wird. Die Prämien für die Nichtberufsunfallversicherung sind somit in jedem Fall voll vom oben 

definierten Markteinkommen abzuziehen. Für die Berufsunfallversicherung, die vom Arbeitgeber 

getragen wird, wird angenommen, dass sie bereits abgerechnet ist.  

Die Höhe der Nichtberufsunfall-Prämie ist abhängig vom Schadenverlauf sämtlicher für einen 

Betrieb versicherten Nichtberufsunfallereignisse.18 Nach den Basissätzen der Suva liegt die 

Prämie in der Regel zwischen rund einem und ca. drei Prozent. Vorliegend wird von den 

Basissätzen sowohl für Berufs- als auch für die Nichtberufsunfallversicherungen ausgegangen. 

Vereinfachend werden 1,51 % vom Bruttolohn abgezogen, in der Annahme, dass der Satz 

bereits einen angemessenen Verwaltungskostenzuschlag enthält (Bruttoprämiensatz der NBUV-

 
15 Art. 3 Abs. 3 lit. a AHVG; Merkblatt 1.2025 Allgemeines: Änderungen auf 1. Januar 2025, 
Informationsstelle AHV/IV vom 01.01.2025 <https://www.ahv-iv.ch/p/1.2025.d>, S. 5 (abgerufen am 
04.06.2026). 
16 Vgl. dazu Merkblatt 2.03 Beiträge: Beiträge der Nichterwerbstätigen an die AHV, die IV und die EO vom 
01.01.2025 <https://www.ahv-iv.ch/p/2.03.d> (abgerufen am 04.06.2026). 
17 Vgl. zum Ganzen Merkblatt 6.05 Unfallversicherung UVG: Obligatorische Unfallversicherung UVG vom 
01.01.2025 <https://www.ahv-iv.ch/p/6.05.d> (abgerufen am 04.06.2026). 
18 Vgl. dazu Prämien, Unfallversicherung Stadt Zürich <https://www.uvz.ch/de/ueber-die-
uvz/finanzierung/praemien.html> (abgerufen am 04.06.2026). 
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Grundtarifstufe 87).19 Zusammen mit den anderen Sozialversicherungen ergibt sich eine 

Gesamtbelastung von 7.91%.  

2.2.4. Subtraktion von Beiträgen an die berufliche Vorsorge der 2. Säule (BVG) 

2.2.4.1. Ordentliche Beiträge 

Für die vorliegenden Zwecke der Studie wird sowohl von minimalen obligatorischen Beiträgen als 

auch von überobligatorischen Beiträgen (siehe Ziff. 2.2.4.2) ausgegangen.  

Die BVG-Eintrittsschwelle gilt für alle Arbeitnehmer/innen, die bereits in der 1. Säule versichert 

sind und entspricht 3/4 der maximalen AHV-Altersrente. 2025 liegt die BVG-Eintrittsschwelle bei 

CHF 22'680 (2’520 x 12 x 0.75).20  

Die obligatorischen BVG-Mindestsätze vom koordinierten Lohn betragen (bezahlt je 50% von 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer): 

▪ Von 25 bis 34 Jahren: 7 % 

▪ Von 35 bis 44 Jahren: 10 % 

▪ Von 45 bis 54 Jahren: 15 % 

▪ Von 55 bis 65 Jahren: 18 % 

In der vorliegenden Studie werden aufgrund der bisher getroffenen Grundannahmen von Eltern 

im Alter von 35 – 44 Jahren (vgl. oben Ziff. 0) 5 % für den Arbeitnehmeranteil vom Lohn 

abgezogen.21 

Der Arbeitnehmeranteilssatz von 5% ist dabei auf den sogenannten koordinierten Lohn 

anzuwenden. Dieser entspricht dem Bruttolohn (vgl. oben Ziff. 2.1) abzüglich des 

Koordinationsabzugs, der im Jahr 2025 CHF 26’460 beträgt.22 Der koordinierte Lohn beträgt 

minimal CHF 3’780 und maximal CHF 64’260.23 Dementsprechend werden ab einem Bruttolohn 

von CHF 22'680 bis zu CHF 90'720 obligatorische Beiträge an die 2. Säule geleistet. 

2.2.4.2. Überobligatorischer Einkauf in die 2. Säule  

Neben dem obligatorischen Einkauf in die 2. Säule (vgl. Ziff. 2.2.4.1), der gesetzlich verpflichtend 

ist, besteht die Möglichkeit, Beiträge über dem gesetzlichen Minimum in die Vorsorge zu 

investieren (sogenannter überobligatorischer Teil). Laut dem Bundesamt für Statistik waren 83.5% 

 
19 Die 1,51% liegen etwa in der Mitte der Basissätzen nach Branche. Vgl. dazu Basissätze 2025, Suva 
<https://www.suva.ch/de-ch/download/dokument/basissaetze-2025/basissaetze-2025--335-25.D> 
(abgerufen am 04.06.2026). 
20 Art. 2 Abs. 1 BVG. 
21 Art. 16 BVG i.V.m. Art. 66 Abs. 1 BVG. 
22 Koordinationsabzug, Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
<https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/glossar/koordinationsabzug.html> (abgerufen am 04.06.2026). 
23 Der Lohn, der als Minuend benutzt wird, um den koordinierten Lohn auszurechnen, entspricht dem 
massgebenden Lohn für die AHV (Bruttolohn unter Ziff. 2.1 dieses Dokuments). Siehe dazu Art. 7 Abs. 2 
BVG; Vgl. auch Merkblatt Renten und Grenzbeträge per 1. Januar 2025, asga pensionskasse 
<https://www.asga.ch/wp-content/uploads/downloads/merkblaetter/merkblaetter-d/renten-und-
grenzbetraege_2026_d.pdf> (abgerufen am 04.06.2026). 
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der Versicherten durch einen umhüllenden Vorsorgeplan24 versichert, 7,6% hingegen waren 

ausschliesslich über das Obligatorium der zweiten Säule versichert.25 Dementsprechend wird 

angenommen, dass auch die Arbeitnehmenden in der Studie ebenfalls überobligatorisch in der 

BVG versichert sind. Es wird vereinfachend davon ausgegangen, dass die Arbeitnehmenden bis 

zu einem Bruttolohn von CHF 90'720 (vgl. Ziff. 2.2.4.1) lediglich die obligatorischen Beiträge an 

die BVG zahlen und für den Teil des Bruttolohns über dieser Schwelle überobligatorisch Beiträge 

einzahlen.26  

Da der Beitragssatz (bzw. der Arbeitnehmeranteil) beim überobligatorischen Teil der BVG – anders 

als der obligatorische Teil der BVG – frei gewählt werden kann, gibt es verschiedene mögliche 

Annahmen für den Beitragssatz.27 Das zeigen auch folgende Beispiele: Die BVK bietet bei einem 

Alter der versicherten Person zwischen 33 und 37 Jahren Arbeitnehmeranteile zwischen 5.6% 

und 9.6% an.28 Nach dem Gesamtarbeitsvertrag des Gastgewerbes wird stets 7% des 

koordinierten Lohn in die zweite Säule investiert.29 Angestellte der Zürcher Kantonalbank im Alter 

von 35-44 Jahren können hingegen zwischen Arbeitnehmerbeträgen zwischen 4.45% und 11.95% 

auswählen.30 Zur Vereinfachung wird im Rahmen dieser Studie ein Arbeitnehmeranteil von 8% für 

den überobligatorischen Teil angenommen. Dieser wird auf den koordinierten Lohn angewandt, 

wenn der koordinierte Lohn den maximal koordinierten Lohn von CHF 64'260 übersteigt (vgl. auch 

Kap. 2.2.4.1). 

Dementsprechend sind hier für die 2. Säule zusätzliche Abzüge vorzunehmen. Die ordentlichen 

und überobligatorischen Beiträge der 2. Säule werden vom Bruttolohn abgezogen und reduzieren 

somit den Nettolohn vor Steuern (vgl. Ziff. 2.2). 

 
24 Ein umhüllender Vorsorgeplan ist ein Pensionskassenplan, bei dem die obligatorische und 
überobligatorische Vorsorge in einem einzigen Plan zusammengeführt werden.  
25 Pensionskassenstatistik 2023, Bundesamt für Statistik BFS, Kapitel 6: Leistungsbeziehende, 
Leistungen und Vorsorgepläne 
<https://www.swissstats.bfs.admin.ch/collection/ch.admin.bfs.swissstat.de.issue25131352301/article/issue
25131352301-08> (abgerufen am 04.06.2026). 
26 Grundsätzlich wäre auch denkbar, dass auch bei Bruttolöhnen, die unter der BVG-Eintrittsschwelle von 
CHF 22’680 liegen, freiwillige Beiträge in die BVG eingezahlt werden. Allerdings ist dies nicht verpflichtend 
(vgl. Ziff. 2.2.4.1). Aufgrund der unklaren Datenlage wird deswegen vereinfachend angenommen, dass 
Personen mit einem relativ tiefen Bruttolohn von unter CHF 22’680 pro Jahr nicht freiwillig BVG-Beiträge 
zahlen, sondern sich den Lohn lieber auszahlen lassen.  
27 Die Beitragssätze können je nach Arbeitgeber variieren und werden im jeweiligen Vorsorgereglement 
geregelt. Die Pensionskassen sind in der Ausgestaltung der Beitragssätze relativ frei, müssen aber 
diverse Vorgaben nach BVV 2 einhalten. Vgl. dazu MONTAVON PASCAL/SCIBOZ GILLES, Die obligatorische 
und die überobligatorische berufliche Vorsorge sowie die überobligatorische Kadervorsorge 1e Teil 1, 
TREX 2024, S. 102-104. 
28 Beiträge und Beitragswahl, BVK <https://bvk.ch/de/vorsorge/beitraege-und-beitragswahl> (abgerufen 
am 04.06.2026).  
29 Art. 27 lit. b Ziff. 1 in: Art. 27 Berufliche Vorsorge, Kontrollstelle für den L-GAV des Gastgewerbe 
<https://l-gav.ch/vertrag-aktuell/v-lohnersatz-und-sozialversicherungen/art-27-berufliche-vorsorge> 
(abgerufen am 04.06.2026).  
30 Beiträge, ZKB Pensionskasse <https://www.pkzkb.ch/de/pkzkb/aktivversicherte/beitrage/> (abgerufen 
am 04.06.2026). 
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Im Rahmen dieser Studie werden zudem zur Vereinfachung anderweitige freiwillige Einkäufe in 

die zweite Säule zur Schliessung von Beitragslücken ausgeschlossen. Solche werden nur sehr 

selten getätigt.31 

  

 
31 Im Kanton Zürich wird der steuerliche Abzug bei einem freiwilligen Einkauf zur Füllung von 
Beitragslücken nur von 3.8% der Steuerpflichtigen getätigt. Siehe Antrag des Regierungsrates vom 
05.02.2025 «Beschluss des Kantonsrates zum Postulat KR-Nr. 309/2021 betreffend Auslegeordnung 
bezüglich Steuerabzügen bei natürlichen Personen im Kanton Zürich», S. 10f. 
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3. Subtraktion der berücksichtigten Steuern vom Nettoeinkommen vor 

Steuern (Ziff. 2.2) 

3.1. Berücksichtigte Steuern 

Im Modell werden die direkten Einkommenssteuern von Bund, Kanton und Gemeinde 

berücksichtigt. Die Vermögenssteuern, sowie Personalsteuern32 bleiben hingegen 

unberücksichtigt. Auch die Kirchensteuer wird nicht beachtet. Ebenfalls nicht untersucht werden 

Effekte und Anreize auf die Erwerbstätigkeit, die von indirekten Steuern, wie z.B. der 

Mehrwertsteuer, ausgehen.  

3.2. Steuerbares Einkommen  

Das steuerbare Einkommen entspricht dem oben definierten Nettoeinkommen vor Steuern (vgl. 

oben Ziff. 2.2), vermindert um die Gewinnungskosten (vgl. unten Ziff. 3.2.1), die allgemeinen 

Abzüge (vgl.  Art. 25 DBG & § 25 StG-ZH; dazu Ziff. 3.2.2) sowie die Sozialabzüge (Art. 35 DBG 

& Art. 34 StG-ZH; dazu Ziff. 3.2.3). 

 

 Nettoeinkommen vor Steuern (vgl. oben Ziff. 2.2) 

- Gewinnungskosten (vgl. unten Ziff. 3.2.1) 

- Allgemeine Abzüge (vgl. unten Ziff. Error! Reference source not found.) 

- Sozialabzüge (vgl. unten Ziff. 3.2.3) 

=  Steuerbares Einkommen 

3.2.1. Gewinnungskosten 

3.2.1.1. Fahrtkosten 

Es wird für jede erwerbstätige Person von einem ZVV Abonnement für 2 Zonen ausgegangen. 

Das bedeutet, dass pro arbeitende Person CHF 809.00 zum Abzug gebracht werden, sobald  die 

jeweilige Person erwerbstätig ist.33 Die steuerlich maximal abziehbaren Beträge pro Person 

werden somit weder auf Stufe Bund gemäss Art. 26 Abs. 1 lit. a DBG (max. CHF 3’300.00) noch 

auf Kantonsebene für Zürich gemäss §26 Abs.1 lit. a StG-ZH (max. CHF 5’200) ausgeschöpft. 

3.2.1.2. Auswärtige Verpflegung gemäss Pauschalansätzen 

Für die auswärtige Verpflegung wird vorliegend von den Pauschalansätzen ausgegangen.  

Auf Stufe Bund wird pro 20% Arbeitspensum – entsprechend einer täglich notwendigen 

Hauptmahlzeit – ein Pauschalbetrag von CHF 15 pro Tag mal 48 Arbeitswochen abgezogen. Bei 

 
32 §199 ff. StG ZH.  
33 Vgl. NetzPass, Zürcher Verkehrsverbund (ZVV) <https://www.zvv.ch/de/abos-und-tickets/abos/monats-
und-jahresabo.html> (abgerufen am 11.08.2025); vgl. ferner ZVV Tarifzonen, Zürcher Verkehrsverbund 
(ZVV) <https://www.zvv.ch/content/dam/zvv/publikationen/zonen/zvv-tarifzonen.pdf> (abgerufen am 
04.06.2026). 

https://www.zvv.ch/de/abos-und-tickets/abos/monats-und-jahresabo.html
https://www.zvv.ch/de/fahrplan-und-informationen/zonen-zonenplaene.html
https://www.notes.zh.ch/appl/zhlex_r.nsf/WebView/49B30E8052B9D928C125849A00480C6C/$File/631.1_8.6.97_107.pdf
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ganzjähriger auswärtiger Verpflegung beträgt der maximal zulässige Abzug CHF 3'200 pro Jahr 

und erwerbstätigen Ehegatten.34  

Auf kantonaler Ebene werden ebenfalls pro 20 % Arbeitspensum – entsprechend einer täglich 

notwendigen Hauptmahlzeit – ein Pauschalbetrag von CHF 15 pro Arbeitstag mal 48 

Arbeitswochen abgezogen. Bei ganzjähriger auswärtiger Verpflegung beträgt der maximal 

zulässige Abzug CHF 3'200.00 pro Jahr und erwerbstätigen Ehegatten.35  

3.2.1.3. Weitere Berufskosten gemäss Pauschalansätzen 

Für die «weiteren Berufskosten» wird für die vorliegende Studie von den entsprechenden 

Pauschalansätzen ausgegangen. Anders als die Pauschalansätze für die Verpflegung richtet sich 

die Höhe jedoch prozentual nach dem «Nettolohn», was dem oben definierten Nettoeinkommen 

vor Steuern entspricht (vgl. oben Ziff. 2.2). 

Auf Bundesebene wird ein Pauschalabzug von 3 % des Nettolohns gewährt, mindestens jedoch 

CHF 2'000 und maximal CHF 4'000 pro erwerbstätige Person und Jahr.36 Der minimale 

Pauschalabzug von CHF 2'000 wird bei einem Teilzeitpensum anteilsmässig gekürzt, sodass er 

z.B. bei einem Pensum von 20% nur noch CHF 400 beträgt.37 

Auf kantonaler Ebene wird im Kanton Zürich ebenfalls ein Pauschalabzug von 3 % des Nettolohns 

gewährt, mindestens jedoch CHF 2'000 und maximal CHF 4'000 pro erwerbstätige Person und 

Jahr.38 Der minimale Pauschalabzug von CHF 2'000 wird bei einem Teilzeitpensum anteilsmässig 

gekürzt, sodass er z.B. bei einem Pensum von 20 % noch CHF 400 beträgt.39 

 

3.2.2. Allgemeine Abzüge (inkl. bereits im Nettoeinkommen berücksichtigten 

Sozialversicherungsbeiträge) 

3.2.2.1. Berücksichtigbare Sozialversicherungsbeiträge und Beiträge an die berufliche 

Vorsorge 

Deklaratorischer Hinweis: Zur Berechnung des steuerbaren Einkommens werden die 

Sozialversicherungsbeiträge sowie die Beiträge an die berufliche Vorsorge abgezogen. Die 

Beiträge für die AHV/IV, die ALV, die EO und UV sowie jene gemäss BVG sind unter Art. 33 Abs. 

 
34 Art. 26 Abs. 2 DBG; Anhang «1. Pauschalansätze ab dem Steuerjahr 2016» der 
Berufskostenverordnung (Verordnung des EFD über den Abzug der Berufskosten unselbstständig 
Erwerbstätiger bei der direkten Bundessteuer). 
35 §26 Abs. 2 StG-ZH; Verfügung der Finanzdirektion über die Pauschalierung von Berufsauslagen 
Unselbstständigerwerbender bei der Steuereinschätzung (ab Steuerperiode 2024) vom 03.10.2023, Ziff. 
2. 
36 Art. 26 Abs. 2 DBG; Anhang «1. Pauschalansätze ab dem Steuerjahr 2016» der 
Berufskostenverordnung (Verordnung des EFD über den Abzug der Berufskosten unselbstständig 
Erwerbstätiger bei der direkten Bundessteuer). 
37 Art. 7 Abs. 2 der Berufskostenverordnung (Verordnung des EFD über den Abzug der Berufskosten 
unselbstständig Erwerbstätiger bei der direkten Bundessteuer). 
38 26 Abs. 2 StG-ZH; Verfügung der Finanzdirektion über die Pauschalierung von Berufsauslagen 
Unselbstständigerwerbender bei der Steuereinschätzung (ab Steuerperiode 2024) vom 03.10.2023, Ziff. 
3. 
39 RICHNER, FELIX/FREI, WALTER/ROHNER, TOBIAS, Kommentar zum Zürcher Steuergesetz, 4. A., S. 581, 
N 93. 
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1 lit. d und f DBG; §31 Abs. 1 lit. d und f StG-ZH zu subsumieren. Diese Beiträge wurden bereits 

bei der Berechnung des Nettoeinkommens vor Steuern berücksichtigt (vgl. oben Ziff. 2.2.3). In der 

Steuererklärung bei unselbständigem Erwerb werden sie in aller Regel ebenfalls schon durch die 

Deklaration des Nettolohns gemäss Lohnausweis geltend gemacht und müssen hier deswegen 

nicht nochmals abgezogen werden.40  

Ferner wird – wie bereits begründet (vgl. oben Ziff. 2.2.4.2) – ein überobligatorischer Einkauf in 

die 2. Säule (Pensionskasse) angenommen, auch dieser ist bereits im Nettoeinkommen vor 

Steuern (vgl. oben Ziff. 2.2.3) im Lohnausweis berücksichtigt und muss deswegen nicht nochmals 

abgezogen werden. 

Ein Einkauf in die gebundene Selbstvorsorge der Säule 3a wird hingegen nicht angenommen. 

Dies mit der Begründung, dass nur ca. 37% der Steuerpflichtigen einen Säule-3a Abzug geltend 

machen.41 Da bereits im Rahmen der 2. Säule obligatorisch sowie überobligatorisch eingezahlt 

wird (vgl. oben Ziff. 2.2.4), wird davon ausgegangen, dass die Säule 3a nicht genutzt wird. Diese 

wäre theoretisch ebenfalls von den Steuern abziehbar.42  

3.2.2.2. Doppelverdienerabzug (Ehe und beidseitige Erwerbstätigkeit vorausgesetzt) 

Leben Ehegatten in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe und erzielen beide ein 

Erwerbseinkommen, kann der sogenannte Doppelverdienerabzug geltend gemacht werden. 

Konkubinatspaare sind von diesem Abzug ausgeschlossen. 

Auf Bundesebene werden vom niedrigeren Erwerbseinkommen 50 Prozent abgezogen, wobei 

mind. CHF 8'600.00 und max. CHF 14'100.00 berücksichtigt werden.43  

Auf kantonaler Ebene werden pauschal CHF 6'100.00 beim niedrigeren Erwerbseinkommen 

abgezogen.44 Dies jedoch nur, wenn der Lohn über CHF 6'100.00 liegt.  

Sowohl auf Bundes- als auch auf Kantonsebene wird das niedrigere Erwerbseinkommen aus 

unselbständiger Erwerbstätigkeit wie folgt definiert: Es umfasst den Bruttolohn zuzüglich 

steuerbarer Leistungen und Subventionen, abzüglich der Beiträge an die AHV/IV, EO, ALV und 

NBUV, der Beiträge an die berufliche Vorsorge (Säule 2), der Beiträge an die gebundene 

Selbstvorsorge (Säule 3a) sowie der Gewinnungskosten.45 Die folgende Grafik veranschaulicht 

das Ganze.  

 
40 Siehe dazu «Formular Lohnausweis/Rentenbescheinigung PDF» in: 
Lohnausweis/Rentenbescheinigung, Eidgenössische Steuerverwaltung ESTV 
<https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/direkte-bundessteuer/lohnausweis.html> (abgerufen am 
04.06.2026). 
41 Schweizerische Sozialversicherungsstatistik 2024, Bundesamt für Sozialversicherungen BSV, S. 88 
<https://www.bsv.admin.ch/de/svs> (abgerufen am 04.06.2026); vgl. zudem auch die Statistik von 2023, 
die je nach Betrachtung von einem Wert bis ca. 50% ausgeht: Schweizerische 
Sozialversicherungsstatistik 2023, Bundesamt für Sozialversicherungen BSV, S. 1-3 
<https://www.bsv.admin.ch/de/svs> (abgerufen am 04.06.2026). 
42 Säule-3a Einkäufe können bis zu einem Betrag von CHF 7'257.60 pro erwerbstätige Person und Jahr 
vom steuerbaren Einkommen abgezogen werden. Siehe dazu Art. 33 Abs. 1 lit. e DBG und § 31 Abs. 1 lit. 
e StG-ZH i.V.m Art. 82 BVG und Art. 8 Abs. 1 BVG sowie Art. 7 Abs. 1 BVV 3. Die Höchstgrenzen für Bund 
und Kanton sind hierbei gleich (Art. 9 Abs. 2 lit. e StHG). 
43 Art. 33 Abs. 2 DBG. 
44 §31 Abs. 2 StG-ZH. 
45 Vgl. dazu Ziff. 9.2 in Kreisschreiben Nr. 30 vom 21. Dezember 2010: Ehepaar- und 
Familienbesteuerung nach dem Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer (DBG). 
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 Nettolohn vor Steuern (vgl. oben Ziff. 2.2) 

- (steuerlich berücksichtigbare) Beiträge an die Säule 3a (Annahme hier keine; vgl. 

oben Ziff. 3.2.2.1) 

- Gewinnungskosten (vgl. oben Ziff. 3.2.1) 

= Niedrigeres Erwerbseinkommen  

3.2.2.3. Abzug Krankenkassenprämien 

Für die Festsetzung des steuerlichen Versicherungs- und Sparzinsenabzugs nach Art. 33 Abs. 1 

lit. g und Abs. 1bis lit. b DBG bzw. § 31 Abs. 1 lit. g StG-ZH sind allfällige 

Krankenkassenprämienverbilligungen zu berücksichtigen. Mit anderen Worten sind für steuerliche 

Abzüge die Netto-Krankenkassenprämien, d.h. «nach Prämienverbilligung», zu verwenden und 

werden deswegen bereits folgend unter Ziff. 3.2.2.3.3 berechnet.  

Der Anspruch auf Prämienverbilligung im Sinne einer Offenlegung der «Leistungen vom Staat» 

hingegen wird für die vorliegende Studie wiederum erst an einem späteren Punkt aufgerechnet 

(vgl. unten Ziff. 4.2). 

 

3.2.2.3.1. Maximalbeträge für die steuerliche Berücksichtigung 

Auf Bundesebene sind für Steuerzwecke jährlich die folgenden Maximalbeträge berücksichtigbar 

(Art. 33 Abs. 1 lit. g & Abs. 1bis lit. b DBG):  

• Einzelpersonen CHF 1'800.00  

• Ehepaare CHF 3’700.00  

• je Kind CHF 700.00 

Auf Kantonsebene sind für Steuerzwecke jährlich die die folgenden Maximalbeträge 

berücksichtigbar (§ 31 Abs. 1 lit. g StG-ZH): 

• Einzelpersonen CHF 2’900.00  

• Ehepaare CHF 5’800.00  

• Je Kind CHF 1’300.00  

 

3.2.2.3.2. Annahmen zur Höhe der Brutto-Krankenkassenprämien 

Zur Bestimmung der Brutto-Krankenkassenprämienhöhe wird vereinfachend auf die mittleren 

Prämien des Kantons Zürich abgestellt. Die mittlere Prämie wird berechnet, indem die 

Gesamtprämiensumme einer Gruppe von Versicherten durch die Gesamtzahl der Versicherten 

dieser Gruppe geteilt wird.46 Die mittleren Prämien werden vom Bundesamt für Gesundheit (BAG) 

 
46 Zur Berechnung der mittleren Prämien siehe Faktenblatt: Mittlere Prämie: Kennzahl für die Entwicklung 
der Prämien der obligatorischen Krankenpflegeversicherung vom 26.09.2024, Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) <https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/89833.pdf> (abgerufen am 
04.06.2026). 
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jährlich für jeden Kanton – jeweils getrennt für Kinder, junge Erwachsene und (ältere) Erwachsene 

– festgelegt.  

Die für diese Berechnungen relevanten Brutto-Krankenkassenprämien für den Kanton Zürich im 

Jahr 2025 lauten wie folgt:47 

• Erwachsene (ab 26 Jahre): 411,10 CHF pro Monat und Erwachsene 

• Kinder (0-10 Jahre): 112,20 CHF pro Monat und Kind  

Berücksichtigt wird ebenfalls, dass bei Vorhandensein einer NBUV über den Arbeitgeber (vgl. 

Ziff. 2.2.3.2) die obligatorische Unfallversicherung durch die Krankenkasse von den Brutto-

Krankenkassenprämien abgezogen werden kann.48 Beispielsweise beträgt dieser Abzug bei der 

Swica 7% der Grundversicherungsprämie.49 Dementsprechend werden 7% von den Brutto-

Krankenkassenprämien abgezogen, sobald die Person die NBUV über den Arbeitgeber 

versichert.  

 

3.2.2.3.3. Netto-Krankenkassenprämien: Berechnung der Prämienverbilligung & steuerlich 

massgebender Prämienabzug 

Die für die Steuern relevanten Netto-Krankenkassenprämien (vgl. Ziff. Error! Reference source 

not found.) werden berechnet, indem die individuellen Prämienverbilligungen von den Brutto-

Krankenkassenprämien (siehe Ziff. 3.2.2.3.2) abgezogen werden.  

Auf Bundesebene ist die sogenannte individuelle Prämienverbilligung für Krankenkassenbeiträge 

in Art. 65 ff. KVG geregelt und an die Kantone delegiert. 

Der Kanton Zürich regelt die Prämienverbilligung abschliessend in den §3 ff. EG KVG ZH 

(Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz) sowie in der zugehörigen Verordnung der 

Kantonsregierung VEG KVG (Verordnung zum EG KVG). 

Die Gemeinden haben keine eigenständige Regelungskompetenz.  

Voraussetzung für den Anspruch auf Prämienverbilligung ist, dass die beantragende Person am 

1. Januar des jeweiligen Auszahlungsjahres ihren Wohnsitz im Kanton Zürich hat und in 

«bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen» lebt.  

 
47 Kantonale monatliche mittlere Prämien 2024/2025 der oblig. Krankenpflegeversicherung inkl. 
Wahlfranchisen und Modelle, Bundesamt für Gesundheit (BAG) 
<https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/89825.pdf> (abgerufen am 04.06.2026). 
48 Art. 8 Abs. 1 KVG; Krankenversicherung: Zur Sistierung der Unfalldeckung berechtigte Versicherte, 
Bundesamt für Gesundheit BAG <https://www.bag.admin.ch/de/krankenversicherung-zur-sistierung-der-
unfalldeckung-berechtigte-versicherte> (abgerufen am 04.06.2026). 
49 Siehe dazu Abschnitt “Ausschluss Unfalldeckung” in: Optimierungsmöglichkeiten in der 
Grundversicherung, Swica <https://www.swica.ch/de/private/versicherungen/optimieren-
sparen/grundversicherung> (abgerufen am 04.06.2026).  

https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/gesetzessammlung/zhlex-ls/erlass-832_1-2020_03_25-2020_04_01-108.html?search=kvg
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Zur Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältnisse wird auf das massgebliche Einkommen 

abgestellt. Dieses wird in einem ersten Schritt auf Basis des steuerbaren Einkommens ermittelt 

und anschliessend gemäss § 5 EG KVG um folgende Faktoren bereinigt:50 

Kantonales steuerrechtliches Einkommen nach Abzügen  

(D.h. kantonales steuerbares Einkommen gemäss Ziff. 3.2; konkret sind die Abzüge 

gemäss Ziff. 280, 299, 370, 372 und 374 der Zürcher Steuererklärung vorzunehmen.51 

Diese Abzüge sind ausdrücklich vor einer allfälligen Steuerausscheidung zu 

berücksichtigen; unter den vorliegenden Annahmen erfolgt jedoch keine 

Steuerausscheidung.) 

+ «Verluste aus der Nutzung von Liegenschaften im Privatvermögen»  

(hier keine; vgl. oben Ziff. 0 und 2.1) 

+ Freiwillige Beiträge an die berufliche Vorsorge (Ziff. 280 der Steuererklärung, damit 

sind Beiträge zur Füllung von Beitragslücken gemeint, dementsprechend nach unseren 

Annahmen keine, vgl. oben Ziff. 2.2.4.2 letzter Abs.) und Beiträge an die gebundene 

Selbstvorsorge (Säule-3a Beiträge, Annahme hier CHF 0.00, vgl. oben Ziff. 3.2.2.1 

letzter Abs.) (Ziff. 260 und 261 der Steuererklärung) 

+ Zuwendungen an gemeinnützige Organisationen (Annahme hier CHF 0.00) 

+ Vermögensanteil von 10%, des steuerbaren Vermögens aber mit Freibetrag von  

CHF 75'000 für Einzelpersonen bzw. CHF 150'000 für Verheiratete oder 

Kinderbetreuende (hier somit 10% von insgesamt CHF 50'000 über der 

Vermögensfreigrenze; vgl. oben Ziff. 0) 

= Massgebliches Einkommen zur Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältnisse 

 

 
50 Vgl. auch Prämienverbilligung, Sozialversicherungsanstalt Zürich (SVA Zürich) Abs. «Leistung» 
<https://svazurich.ch/unsere-produkte/weitere-produkte/krankenversicherung--kvg-
/praemienverbilligung/leistung.html> (abgerufen am 04.06.2026). 
51 Siehe dazu Prämienverbilligung, Sozialversicherungsanstalt Zürich (SVA Zürich) Abs. «Leistung» 
<https://svazurich.ch/unsere-produkte/weitere-produkte/krankenversicherung--kvg-
/praemienverbilligung/leistung.html> (abgerufen am 04.06.2026). 
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Die Höhe der Prämienverbilligung berechnet sich einerseits auf Grundlage des zuvor 

dargestellten massgeblichen Einkommens, andererseits aus drei weiteren Komponenten: der 

Referenzprämie (RP), dem Grundbeitrag (GB) und dem Eigenanteil (EA).52  

 

Im Kanton Zürich beträgt die RP (Referenzprämie) gemäss §4 Abs. 1 EG KVG 60 % der 

sogenannten regionale Durchschnittsprämien (RDP). 

Die RDP entspricht dabei dem gewichteten Durchschnitt aller Krankenkassenprämien mit der 

tiefsten Franchise (Standardprämien). Sie wird vom Bundesrat bzw. vom Eidgenössischen 

 
52 Vgl. dazu Krankenversicherung: Prämienverbilligung und Prämienübernahme (Stand 28.09.2021), 
Kantonales Sozialamt Kanton Zürich, Abschnitt «Erläuterungen» 
<https://www.zh.ch/de/soziales/sozialhilfe/sozialhilfehandbuch/flexdata-definition/11-weitere-leistungen-
soziale-sicherheit/11-1-sozialversicherungsleistungen/11-1-10-krankenversicherung-praemienverbilligung-
und-praemienuebernahme.html> (abgerufen am 04.06.2026) 

Abbildung 1: Sozialhilfehandbuch Kap. 11.1.10. 
«Krankenversicherung: Prämienverbilligung und 
Prämienübernahme» 
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Departement des Innern (EDI) jährlich für die drei Prämienregionen des Kantons Zürich – jeweils 

getrennt für Kinder, junge Erwachsene und (ältere) Erwachsene – festgelegt.53 

Die für diese Berechnungen relevanten RDP für die Stadt Zürich im Jahr 2025 (Region 1; 

Franchise Erwachsene CHF 300; Franchise Kinder CHF 0) lauten wie folgt:54  

 monatliche RDP monatliche RP  jährliche RP 

Erwachsene (>25 j.) CHF 612.00 CHF 367.20 CHF 4’406.40 

für jedes Kind (0-18 j.) CHF 146.00 CHF 87.60 CHF 1'051.20 

 

Der GB (Grundbeitrag) und der EA (Eigenanteil/Selbstbehalt) müssen selbst bezahlt werden.  

Der GB ergibt sich aus der Differenz zwischen der tatsächlich geschuldeten 

Krankenkassenprämie (Brutto-Krankenkassenprämie; vgl. oben Ziff. 3.2.2.3.2) und der RP.  

Der EA wird als prozentualer Anteil vom massgebenden Einkommen berechnet. Der Eigenanteil 

ergibt sich durch Multiplikation des massgebenden Einkommens mit dem sogenannten 

Eigenanteilssatz. 2025 beträgt der Eigenanteilssatz für Verheiratete 7.6 % und für Einzelpersonen 

(inkl. Alleinerziehende) 6.1 % (m.a.W. 80 % vom Verheirateten-EA-Satz gemäss §3 Abs. 3 EG 

KVG-ZH).55 

Das theoretische Maximum erreichen die Prämienverbilligungen bei einem theoretischen 

massgeblichen Einkommen von CHF 0.00. Sie betragen in diesem Fall maximal die RP. Der GB 

als Selbstbehalt entspräche der Differenz zwischen der tatsächlichen Prämie und der RP; der EA 

beliefe sich auf CHF 0.00 [CHF 0.00 x 7.6 % bzw. 6.1 %] Bei verschiedenen Familiensituationen 

werden die jährlichen Ansprüche addiert. Daraus resultiert bei einem theoretischen Einkommen 

und Vermögen von CHF 0.00 eine maximale Prämienverbilligung in der Höhe der folgenden 

Beträge, die den jeweils addierten RP entsprechen: 

 

 
53 Krankenversicherung: Prämienverbilligung und Prämienübernahme (Stand 28.09.2021), Kantonales 
Sozialamt Kanton Zürich, Abschnitt «Erläuterungen» 
<https://www.zh.ch/de/soziales/sozialhilfe/sozialhilfehandbuch/flexdata-definition/11-weitere-leistungen-
soziale-sicherheit/11-1-sozialversicherungsleistungen/11-1-10-krankenversicherung-praemienverbilligung-
und-praemienuebernahme.html> (abgerufen am 04.06.2026); vgl. Verordnung des EDI über die 
Durchschnittsprämien der Krankenpflegeversicherung für die Berechnung der Ergänzungsleistungen und 
der Überbrückungsleistungen für ältere Arbeitslose vom 06.11.2024 (SR 831.309.1) sowie dazugehörigen 
Anhang: AS 2024 659, Fedlex, «Anhang – Beträge der Durchschnittsprämien» 
<https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2024/659/de/annexes> (abgerufen am 04.06.2026). 
54 Ergänzungsleistungen, Sozialversicherungsanstalt Zürich (SVA Zürich), Abschnitt «Regionale 
Durchschnittsprämie» <https://svazurich.ch/rdp> (abgerufen am 04.06.2026).     
55 Prämienverbilligung, Sozialversicherungsanstalt Zürich (SVA Zürich) Abs. «Leistung» 
<https://svazurich.ch/unsere-produkte/weitere-produkte/krankenversicherung--kvg-
/praemienverbilligung/leistung.html> (abgerufen am 11.08.2025); Im Rahmen der Studie wurden die 
Eigenanteilssätze vor der nachträglichen Anpassung durch den Regierungsrat verwendet und 
entsprechen somit 7,6% bzw. 6,1 %, siehe dazu Regierungsratsbeschluss Nr. 947/2025, Kanton Zürich, S. 
6 <https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/beschluesse-des-
regierungsrates/rrb/regierungsratsbeschluss-947-2025.html> (abgerufen am 04.06.2026).  
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 0 Kinder 1 Kind 2 Kinder 3 Kinder 

Einzelp. (>25 j.) max. CHF 4’406.40 CHF 5’457.60 CHF 6’508.80 CHF 7’560.00 

Ehe (>25 j.) max. CHF 8'812.80 CHF 9’864.00 CHF 10’915.20 CHF 11’966.40 

 

Der Anspruch auf Prämienverbilligungen sinkt gegen null, sobald das massgebende Einkommen 

so hoch ist, dass der Selbstbehalt des EA den Betrag der RP erreicht. Dies ist im Modellfall bei 

Erreichen der vom Kanton Zürich jährlich publizierten Einkommensgrenzen56 der Fall. Auch unter 

Berücksichtigung der vorliegenden Annahmen liegen diese gerundeten Einkommensgrenzen im 

Jahr 2025 für die Gemeinde der Stadt Zürich («Region 1») bei folgenden Werten des 

massgeblichen Einkommens, jeweils an der Schwelle, bei der ein Anspruch gerade noch besteht, 

bzw. gerade entfällt: 

 0 Kinder 1 Kind (CHF) 2 Kinder (CHF) 3 Kinder (CHF) 

Einzelp. (>25 j.) CHF 72'230.00 CHF 89'460.00 CHF 106'690.00 CHF 123'920.00 

Ehe (>25 j.) CHF 115'950.00 CHF 129'780.00 CHF 143'610.00 CHF 157'440.00 

 

3.2.2.4. Drittbetreuungsabzüge (Kita) 

Für die Festsetzung des steuerlichen Drittbetreuungsabzugs nach Art. 33 Abs. 3 DBG bzw. § 31 

Abs. 1 lit. j StG-ZH sind allfällige Drittbetreuungskosten zu berücksichtigen. Mit anderen Worten 

sind für steuerliche Abzüge die Netto-Drittbetreuungskosten, d.h. «nach Kita-Subvention», zu 

verwenden und werden deswegen bereits folgend unter Ziff. 3.2.2.4.3 berechnet.  

Der Anspruch auf Kita-Subvention im Sinne einer Offenlegung der «Leistungen vom Staat» wird 

für die vorliegende Studie wiederum erst an einem späteren Punkt aufgerechnet (vgl. unten Ziff. 

4.3). 

3.2.2.4.1. Maximalbeträge für die steuerliche Berücksichtigung 

Für die steuerlichen Abzüge können – unabhängig von allfällig höheren Kosten – maximal die 

folgenden Beträge berücksichtigt werden:  

• Bund max. CHF 25'800.00 pro Kind und Jahr (Art. 33 Abs. 3 DBG). 

• Kanton max. CHF 25'000.00 pro Kind und Jahr (§31 lit. j StG-ZH). 

 
56 Prämienverbilligung 2025, Sozialversicherungsanstalt Zürich (SVA Zürich), Abs. «Einkommensgrenzen 
2025» <https://svazurich.ch/ihr-anliegen/privatpersonen/praemienverbilligung/praemienverbilligung-fuer-
fruehere-jahre0/praemienverbilligung_2025/einkommensgrenzen-2025.html> (abgerufen am 04.06.2026); 
Im Rahmen der Studie wurden die Eigenanteilssätze vor der nachträglichen Anpassung durch den 
Regierungsrat verwendet und entsprechen somit 7,6% und 6,1 %, weswegen auch die 
Einkommensgrenzen nicht an die nachträgliche Änderung angepasst wurden und sich somit von den 
aktualisierten Einkommensgrenzen unterscheiden, siehe dazu Regierungsratsbeschluss Nr. 947/2025, 
Kanton Zürich, S. 6 <https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/beschluesse-des-
regierungsrates/rrb/regierungsratsbeschluss-947-2025.html> (abgerufen am 04.06.2026). 
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3.2.2.4.2. Annahmen zur Anzahl benötigter Drittbetreuungs-Tage und zur Höhe der 

Bruttokosten 

Die vorliegenden Annahmen gehen von der Überlegung aus, dass ein Ehepaar, das gemeinsam 

ein Arbeitspensum von maximal 100 % leistet, gerade noch keine Kindertagesstätte (Kita) 

braucht, da ein Elternteil die Kinderbetreuung übernehmen könnte.  

Überschreitet das gemeinsame Arbeitspensum jedoch 100 %, wird für den zusätzlich geleisteten 

Teil eine Kita-Betreuung erforderlich – und zwar für die Zeit, in der beide Elternteile gleichzeitig 

erwerbstätig sind. So ergibt sich bei einem gemeinsamen Pensum von 120 % ein Bedarf von 

einem Kita-Tag pro Woche (20 %). 

Hinsichtlich der Höhe der Drittbetreuungskosten – also der Bruttokosten vor einer allfälligen 

staatlichen Subventionierung – wird vom Maximaltarif von CHF 120.00 ausgegangen.57 Dieser 

Betrag entspricht dem maximalen Elternbeitrag, den die Eltern in (objekt-)subventionierten Kitas 

zahlen, wenn aufgrund des zu hohen Einkommens kein Anspruch auf (subjekt-)Subventionen 

besteht.58 Nicht berücksichtigt werden in diesem Zusammenhang nichtsubventionierte Kitas sowie 

andere nichtsubventionierte Betreuungsformen. 

 

3.2.2.4.3. Netto-Kitakosten: Berechnung der Kita-Subventionen und des Elternbeitrags 

Die für die Steuern relevanten Netto-Kitakosten (vgl. Ziff. 3.2.2.4) werden berechnet, indem die 

Kita-Subventionen von den Brutto-Drittbetreuungskosten (siehe Ziff. 3.2.2.4.2) abgezogen 

werden.  

Die Subventionierung richtet sich nach der Verordnung über die familienergänzende 

Kinderbetreuung der Stadt Zürich (VO KB). Gemäss Art. 7 VO KB wird zwischen Subventionen 

an Betreuungseinrichtungen (Objektsubventionen) wie beispielsweise Kitas und Subventionen an 

die Eltern (Subjektsubventionen) unterschieden. Für die vorliegende Betrachtung sind nur die 

Subjektsubventionen relevant. Diese werden in Form einer Reduktion der Elternbeiträge an die 

Betreuungskosten gewährt (Art. 8 Abs. 1 VO KB). 

Nebst dem zivilrechtlichen Wohnsitz in der Stadt Zürich, dem Alter des Kindes zwischen vier 

Monaten und dem Kindergarteneintritt sowie der fachlich bestätigten Notwendigkeit der Kita-

Betreuung stellen das steuerbare Einkommen und Vermögen die wichtigsten 

Anspruchsvoraussetzungen dar.  

Für die genaue Berechnung des Anspruchs auf Kita-Subventionen ist der Elternbeitrag (EB) – 

also der von den Eltern zu tragende Kostenanteil – zu berechnen.  

Die erste Teilgrösse zur Berechnung des Elternbeitrages (EB) ist der Beitragsfaktor (BF). Dieser 

berücksichtigt das Gesamteinkommen der Familie, einen Vermögensanteil sowie pauschalierte 

Abzüge. Das Ergebnis wird einem Grenzbetrag von CHF 100'000.00 gegenübergestellt, ab 

welchem kein Anspruch mehr auf Unterstützung besteht (vgl. dazu Art. 8 Abs. 2 i.V.m. Art. 11 

VOKB). Für die Ermittlung des Gesamteinkommens wird auf die neuesten definitiven Gemeinde- 

und Staatssteuerrechnungen abgestellt. Zusätzlich müssen die Eltern schriftlich bestätigen, dass 

 
57 Vgl. Anhang 2 der Verordnung über die familienergänzende Kinderbetreuung der Stadt Zürich vom 12. 
März 2008 mit Änderungen bis 4. Juni 2025 (VO KB). 
58 Vgl. dazu sogleich in Ziff. 3.2.2.4.3; vgl. auch Art. 7 der Verordnung über die familienergänzende 
Kinderbetreuung der Stadt Zürich vom 12. März 2008 mit Änderungen bis 4. Juni 2025 (VO KB). 

https://www.stadt-zuerich.ch/de/politik-und-verwaltung/politik-und-recht/amtliche-sammlung/4/410/130/130-v14.html
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ihre aktuellen Einkommens- und Vermögensverhältnisse nicht um mehr als 20 % von den Werten 

der letzten Steuerveranlagung abweichen. Ist diese Voraussetzung nicht erfüllt, so werden die 

massgebenden Einkünfte und Vermögenswerte analog zur Steuererklärung anhand aktueller 

Nachweise ermittelt (vgl. Art. 11 Abs. 3 VO KB). Resultiert aus dieser Berechnung ein BF von 0.00 

(d.h. 0 %), bedeutet dies, dass die Eltern lediglich einen Minimalbeitrag selbst leisten. Ein BF von 

1.00 (also 100 %) oder höher führt zum maximalen Elternbeitrag und somit zum Wegfall des 

Subventionsanspruchs.  

Weitere Teilgrössen des EB sind die Minimal- und Maximaltarife aus denen der maximale 

Leistungsbeitrag (MLB) errechnet wird, aus dem wiederum der individuelle Leistungsbeitrag (ILB) 

errechnet wird. Der Minimaltarif beträgt CHF 12.00 pro Tag, den alle Eltern bezahlen müssen. Der 

maximale Beitrag, den Eltern in einer Kita für einen subventionierten Platz zahlen, beträgt 

CHF 120.00 pro Tag. Die Formeln zur Berechnung von MLB und ILB lauten (Art. 12 Ziff. 1 i.V.m. 

Anhang 2 VOKB): 

• MLB = Maximaltarif – Minimaltarif (= CHF 108.00) 

• ILB = MLB (CHF 108.00) * BF 

• EB = ILB + Minimaltarif 

Der EB ist sodann mit den besuchten Kita-Tagen pro Woche zu multiplizieren, was für die 

durchschnittliche Anzahl Wochen eines Monats mal vier multipliziert wird, was wiederum auf 12 

Monate ausgerechnet wird. Es werden in der Stadt Zürich je nach Tätigkeit oder auch je nach 

Gesundheit der Eltern sowie je nach sozialer und sprachlicher Integration der Kinder bis zu 

maximal 5 Tage pro Woche (sogenannter subventionsberechtigter Betreuungsumfang) unter 

Berücksichtigung einer maximalen Anzahl von 240 Betreuungstagen pro Jahr subventioniert.  

Schematisch dargestellt, ist jeweils die folgende Rechnung vorzunehmen: 
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 «Gesamteinkommen» der Familie (Art. 8 Abs. 2 VOKB) 

Nach Art. 11 lit. a Abs. 1 VOKB geht es um das «steuerbare Einkommen». Damit 

gemeint ist das kantonale steuerbare Einkommen oder – alternativ – das 

Nettoeinkommen vor Steuern gem. Ziff. 2.2, vermindert um die Abzüge nach Ziff. 3.2) 

+ Vermögensanteil als Einkommen (Art. 11 Ziff. 1 lit. a Abs. 1 VOKB)  

(10 % des Vermögens über CHF 50'000 je Elternteil; aufgrund der vorliegenden 

Annahme eines pro Kopf Vermögens von CHF 100'000 werden jeweils CHF 5’000 pro 

Elternteil an das Einkommen aufgerechnet ([100'000.00 – 50'000.00] * 0.1). 

- Pro-Kopf- und Haushaltsabzüge (Art. 11 Ziff. 2 i.V.m. Anhang 1, A VOKB) 

(Pro Kind sowie pro Elternteil wird je CHF 6'000.00 abgezogen. Weiter wird pro Haushalt 

werden CHF 6'000.00 «Haushaltsabzug» abgezogen [z.B. 2 Eltern und 2 Kinder in 1 

Haushalt = 4*CHF 6'000 + 1*CHF 6’000]. Haben die Eltern unterschiedliche Wohnsitze, 

kann der Haushaltsabzug zwei Mal abgezogen werden [Art. 11 Ziff. 2 Abs. 1 lit a VOKB; 

vgl. dazu auch unten Ziff. Error! Reference source not found.]). 

=  Massgebender Betrag (Art. 11 Ziff. 3 VOKB) 

/ Grenzbetrag von CHF 100'000.00 (Art. 11 Ziff. 4 i.V.m. Art. 8 Abs. 2 VOKB) 

= «Beitragsfaktor» (BF; Art. 11 Ziff. 4 VOKB;) 

«Eltern, deren massgebender Betrag (Gesamteinkommen minus Abzüge gemäss 

Art. 11 [VOKB]) den Grenzbetrag von Fr. 100 000.- erreicht oder übersteigt, bezahlen 

in städtischen Einrichtungen den Maximaltarif und erhalten in privaten Einrichtungen 

keine städtischen Beiträge an die Betreuungskosten.» (Art. 8 Abs. 2 VOKB) 

* Maximaler Leistungsbeitrag (MLB) von CHF 108.00 (Art. 12 Ziff. 1 Abs. 2 VOKB) 

(Maximaltarif von CHF 120.00 – Minimaltarif von CHF 12.00) 

= Individueller Leistungsbeitrag (ILB; Art. 12 Ziff. 1 Abs. 2 VOKB) 

+ Minimaltarif von CHF 12.00  

= Elternbeitrag (EB) pro Tag pro Kind 

* Besuchte Tage pro Woche 

(Maximal 5 Tage pro Woche und maximal 240 Betreuungstage pro Jahr) 

* Monatsfaktor 4  

(Es wird für die Kitasubvention von einer durchschnittlichen Anzahl von 4 Wochen pro 

Monat ausgegangen.)  

* 12 Monate 

=  Elternbeitrag (EB) pro Jahr 
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3.2.3. Sozialabzüge 

Sozialabzüge bei gemeinsamer Veranlagung (Verheiratete): 

Auf Bundesebene können Verheiratete die folgenden Sozialabzüge geltend machen (Art. 35 

Abs. 1 lit. a und c DBG): 

• CHF 2'800.00 aufgrund der rechtlich und tatsächlich ungetrennten Ehe  

(sogenannter Ehegattenabzug; Reduktion der sogenannten «Heiratsstrafe). 

• CHF 6'800.00 für jedes Kind (sogenannter Kinderabzug). 

Im Kanton Zürich gibt es keinen Ehegattenabzug (CHF 0.00). Zürcher Eltern können dafür 

gemäss §34 lit. a StG ZH auf kantonaler Ebene einen Kinderabzug geltend machen. Dieser 

beträgt CHF 9'300.00 pro Kind. 
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3.3. Tarife und Steuerberechnung 

3.3.1. Bundessteuer 

3.3.1.1. Nach Grundtarif 

Der Grundtarif der Bundessteuer gilt für jede zivilrechtlich unverheiratete Person, die keine 

Kinder betreut. Der progressive Stufentarif findet sich in Art. 36 Abs. 1 DBG.  

Paare ohne Kinder, die nicht verheiratet sind, werden folglich nach dem Grundtarif besteuert; für 

die vorliegenden Betrachtungen werden ihre Einkommen zusammengerechnet. 

3.3.1.2. Nach Verheiratetentarif 

Die Einkommen von Ehepaaren, die weder rechtlich noch tatsächlich getrennt sind, werden 

steuerlich zusammengerechnet59 und unterliegen dem sogenannten Verheiratetentarif nach Art. 

36 Abs. 2 DBG.  

Ebenfalls nach dem Verheiratetentarif besteuert werden sämtliche Steuerpflichtige, die mit ihren 

Kindern im gleichen Haushalt leben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten (Art. 36 Abs. 

2bis DBG).  

Der ermittelte Steuerbetrag auf Bundesebene ermässigt sich um CHF 263 für jedes Kind (Art. 36 

Abs. 2bis DBG). 

3.3.2. Kantonssteuer (Kanton Zürich) 

3.3.2.1. Staatssteuerfuss 

Die nachfolgenden Tarife werden im Kanton Zürich mit dem sogenannten Staatssteuerfuss 

multipliziert, der vom Kantonsrat festgelegt wird. Derzeit beträgt der Staatssteuerfuss 98 % der 

einfachen Staatssteuer.60 

3.3.2.2. Nach Grundtarif 

Der Grundtarif der Kantonssteuer gilt für jede zivilrechtlich unverheiratete Person sowie für 

Paare, die zivilrechtlich oder tatsächlich getrennt leben. Der progressive Stufentarif findet sich 

in §35 Abs. 1 StG-ZH. Sowohl bei Konkubinatspaaren ohne Kinder als auch bei Einzelpersonen 

ohne Kinder erfolgt die Besteuerung nach dem Grundtarif; der Verheiratetentarif wird nicht 

angewendet. 

3.3.2.3. Nach Verheiratetentarif (inkl. Eltern) 

Verheiratete Paare, die weder rechtlich noch tatsächlich getrennt sind, werden nach 

Verheiratetentarif gemäss §35 Abs. 2 StG-ZH besteuert.  

 
59 Sogenannte Faktorenaddition; Art. 9 Abs. 1bis DBG. 
60 Vgl. Aktuelle Gemeindesteuerfüsse, Statistisches Amt Zürich <https://www.zh.ch/de/steuern-
finanzen/steuern/steuerstatistiken/aktuelle-gemeinde-steuerfuesse.html#/> (abgerufen am 11.08.2025); 
vgl. auch Grunddatenbank der Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) 
<https://swisstaxcalculator.estv.admin.ch/#/taxdata/tax-rates> (abgerufen am 04.06.2026).     
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Gleiches gilt für Steuerpflichtige, die mit ihren Kindern zusammenleben. Da es keinen 

eigenständigen Elterntarif gibt, findet der Verheiratetentarif Anwendung. 

3.3.3. Gemeindesteuer (Stadt Zürich) 

Es gelten im Wesentlichen die gleichen Regeln mit denselben Annahmen wie auf Kantonsebene 

(vgl. oben Ziff. 3.3.2). Zusätzlich wird jedoch der Gemeindesteuerfuss zu dem Staatssteuerfuss 

addiert. Die Summe wird dann mit der einfachen Staatssteuer multipliziert. Der Staatssteuerfuss 

beträgt 98 %, der Gemeindesteuerfuss 119 %.  

Die einfache Staatssteuer wird somit mit dem Faktor 2.17 (0.98 + 1.19) multipliziert 

(Kantonssteuerbetrag plus Gemeindesteuerbetrag). 
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3.4. Nettoeinkommen nach Steuern 

Das Nettoeinkommen nach Steuern wird sodann wie folgt berechnet:  

 Nettoeinkommen vor Steuern (vgl. oben Ziff. 2.2) 

- Bundessteuerbetrag  

Steuerbares Einkommen auf Bundesebene (vgl. oben Ziff. 3.2) * Bundessteuertarif 

(vgl. oben Ziff. 3.3.1) 

- Kantonssteuerbetrag  

(Kantonales steuerbares Einkommen (vgl. oben Ziff. 3.2) * Kantonssteuertarif) * 

Staatssteuerfuss (vgl. oben Ziff. 3.3.2) 

- Gemeindesteuerbetrag 

 (Kantonales steuerbares Einkommen (vgl. oben Ziff. 3.2) * Kantonssteuertarif) *  

 (Staatssteuerfuss + Gemeindesteuerfuss) (vgl. oben Ziff. 3.3.3) 

= Nettoeinkommen nach Steuern 
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4. Aufrechnungen der Leistungen und Subventionen des Staats nach Steuern 

Anschliessend werden jene Leistungen und Subventionen des Staats aufgerechnet, die mit der 

Erwerbstätigkeit oder damit verbundenen Abgaben und Beiträgen zusammenhängen, jedoch 

nicht steuerbar sind.  

Denkbar sind die Folgenden:  

• Wirtschaftliche Sozialhilfe 

• Zusatzleistungen zur AHV/IV 

• Nicht steuerbare Stipendien 

• Aufrechnung der individuellen Prämienverbilligung für Krankenkassenbeiträge 

• Aufrechnung der Kita-Subventionen 

4.1. Keine Berücksichtigung der Sozialhilfe, Zusatzleistungen und Stipendien  

Ansprüche auf wirtschaftliche Sozialhilfe, auf Zusatzleistungen zur AHV/IV sowie auf Stipendien 

sind an die Anspruchsvoraussetzung der Mittellosigkeit bzw. ungenügender finanzieller 

Verhältnisse gekoppelt. Vereinfacht bedeutet dies, dass das Einkommen nicht reicht, um die 

Ausgaben zu decken. Da die vorliegende Studie primär nicht auf diese Einkommensbereiche 

ausgerichtet ist, werden sie bereits aus diesem Grund ausgeschlossen.  

Zudem wird bei der Anspruchsprüfung jeweils auch das Vermögen berücksichtigt. Für die 

wirtschaftliche Sozialhilfe gilt, dass zunächst vorhandenes Vermögen aufgebraucht werden muss. 

In der Stadt Zürich entfällt der Anspruch auf die wirtschaftliche Sozialhilfe, wenn das Vermögen 

folgende Schwelle überschreitet: CHF 4’000 für Einzelpersonen; CHF 8’000 für Ehepaare sowie 

CHF 2’000 zusätzlich für jedes minderjährige Kind. Unter den hier angenommenen Bedingungen 

(vgl. oben Ziff. 0) ist der Anspruch dementsprechend so oder anders ausgeschlossen. 

Ähnliches gilt für die Zusatzleistungen der AHV und IV, deren Vermögensfreibeträge jedoch höher 

liegen (CHF 100'000.00 für Alleinstehende, CHF 200'000 für Eheleute sowie CHF 50'000 für 

Kinder). Da im Rahmen dieser Untersuchung weder AHV- noch IV-Rentensituationen betrachtet 

werden – nicht zuletzt, weil solche eine Erwerbstätigkeit bereits begriffslogisch ausschliessen –

entfällt auch hier eine nähere Betrachtung. 

Schliesslich werden steuerbare als auch nicht steuerbare Stipendien aus der Analyse 

ausgeschlossen (vgl. auch oben bereits Ziff. 0). Zum einen handelt es sich nicht um Leistungen, 

die in unmittelbarem Zusammenhang mit einer Erwerbstätigkeit stehen; ein allfälliger Fehlbetrag 

wird höchstens indirekt im Familienbudget berücksichtigt. Zum anderen liegt der Fokus auf 

Familiensituationen mit Kindern im Kitaalter (vgl. oben Ziff. 0). Es wird vorliegend davon 

ausgegangen, dass die Kinder innerhalb der Familie ein ähnliches Alter haben und keine grosse 

Altersunterschiede bestehen, die gleichzeitig Stipendien und Kita-Betreuung erforderlich machen 

würden. 
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4.2. Aufrechnung der individuellen Prämienverbilligung für Krankenkassenbeiträge 

Um die Leistungen des Staats mittels Darstellungen separat offenzulegen, wird in einem ersten 

Schritt die Brutto-Krankenkassenprämien (vgl. oben Ziff. 3.2.2.3.2) vom frei verfügbaren 

Einkommen abgezogen werden: 

• Erwachsene (ab 26 Jahre): 411,10 CHF pro Monat und Erwachsene  

• Kinder (0-10 Jahre): 112,20  CHF pro Monat und Kind  

Von den Brutto-Krankenkassenprämien sind 7 % abzuziehen, sobald eine NBUV über den 

Arbeitgeber abgeschlossen wird (vgl. Ziff. 3.2.2.3.2). 

In einem zweiten Schritt werden die Prämienverbilligungen (vgl. 3.2.2.3.3) wiederum addiert, 

damit ersichtlich wird, wie hoch die staatliche Subvention ausfällt. 

4.3. Aufrechnung der Kita-Subventionen 

Um die Leistungen des Staats offenzulegen, wird angenommen, dass in einem ersten Schritt die 

Brutto-Drittbetreuungskosten (vgl. oben Ziff. 3.2.2.4.2) vom frei verfügbaren Einkommen 

abgezogen werden. Diese betragen CHF 120 pro drittbetreuten Tag pro Kind. 

In einem zweiten Schritt werden die Kita-Subventionen (vgl. 3.2.2.4.3) wiederum addiert, damit 

ersichtlich wird, wie hoch die staatliche Subvention ausfällt.  

4.4. Aufrechnung der Steuerabzüge 

Um darzustellen, wie viel durch Steuerabzüge gespart wird, werden in einem ersten Schritt die 

Steuern abgezogen, die gezahlt werden müssten, wenn der Nettolohn (Ziff. 2.2) als steuerbares 

Einkommen auf Ebene Bund und Kanton gelten würde. Damit wird aufgezeigt, wie hoch die 

Steuern ausfallen würden, wenn keine Steuerabzüge (weder Gewinnungskosten, noch 

allgemeine Abzüge, noch Sozialabzüge; vgl. Ziff. 3.2) existieren würden.  

In einem zweiten Schritt wird die Steuerersparnis addiert, die man sich spart, in dem man die 

verschiedenen Abzüge anwendet (Gewinnungskosten, allgemeine Abzüge, Sozialabzüge; vgl. 

Ziff. 3.2). Bei der Steuerersparnis handelt es sich um die Differenz zwischen den theoretisch zu 

bezahlenden Steuern auf den Nettolohn als steuerbares Einkommen und den zu bezahlenden 

Steuern auf den tatsächlichen steuerbaren Lohn, bei dem alle Abzüge berücksichtigt sind.  

Werden beide Schritte zusammengerechnet, erhält man die tatsächlichen zu bezahlenden 

Steuerkosten.  
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4.5. Annahmen bei Kindern oberhalb des Kita Alters 

Für Kinder, die älter sind als das Kita-Alter, wird angenommen, dass diese ihr 13. Lebensjahr noch 

nicht vollendet haben. Weiter wird angenommen, dass bei Vollzeitbeschäftigung beider Elternteile 

die Kinder drei halbe Tage pro Woche zusätzlich betreut werden müssen (drei Nachmittage). Dies 

bedeutet, dass die Kinder über die Regelschulzeit hinaus drei Mal pro Woche Mittagessen mit 

Mittagsbetreuung sowie zusätzlich Nachmittagsbetreuung bis 15.30 Uhr erhalten, wenn beide 

Eltern in einem Pensum von 100 % beschäftigt sind. Es wären auch andere Annahmen denkbar. 

Arbeitet das zweite Elternteil weniger als 100 %, so hängt die Anzahl der zusätzlich betreuten 

Halbtage vom Pensum dieses Elternteils ab. Die folgende Tabelle veranschaulicht dies:  

Pensum des zweiten 
Elternteils 

 
20 % 

 
40 % 

 
60 % 

 
80 % 

 
100 % 

Anzahl betreuter 
Halbtage 

0 Halbtage 0 Halbtage 1 Halbtag 2 Halbtage 3 Halbtage 

Es wird ferner davon ausgegangen, dass im Falle einer zusätzlichen Schulbetreuung diese 11 

Monate à 4 Wochen im Jahr in Anspruch genommen wird, während im 12. Monat während der 

Schulferienzeit keine zusätzliche Betreuung nötig wird.61 

4.5.1. Disclaimer bezüglich der regulären Schulgebühren 

Laut § 11 des Volksschulgesetzes des Kanton Zürichs (VSG) ist der Unterricht am Schulort 

unentgeltlich. Lehrmittel und Schulmaterial werden ebenfalls kostenlos zur Verfügung gestellt. 

Beiträge können jedoch für Verpflegungen bei auswärtigem Schulbesuch und Klassenlagern oder 

für Betreuungsangebote ausserhalb der Blockzeiten verlangt werden. Die Stadt Zürich kann 

zudem, sofern ihre besonderen Verhältnisse es verlangen, eigene Regelungen treffen (§ 13 VSG). 

Im Rahmen der Studie wird vereinfacht angenommen, dass für die reguläre Schulzeit keine 

Kosten entstehen und demnach auch keine steuerlichen Abzüge möglich sind.  

4.5.2. Berechnung der ausserschulischen Verpflegungs- sowie Betreuungskosten 

In diesem Kapitel werden die für die Studie relevanten ausserschulischen Verpflegungs- sowie 

Betreuungskosten beschrieben, welche folgend als «Schulkosten» definiert werden. Da die 

Betreuungsleistung analog zu den Kitakosten staatlich subventioniert wird, wird zwischen Brutto-

Schulkosten (Maximaltarif ohne staatliche Subvention) und Netto-Schulkosten (tatsächliche 

Kosten nach staatlicher Subvention) unterschieden.   

Die tatsächlichen Kosten werden durch einen individuellen Elternbeitrag durch die Eltern 

abgegolten und hängen in gleicher Weise wie die Kitakosten (vgl. Ziff. 3.2.2.4.3) von der 

Einkommenssituation der Eltern ab. 

Der individuelle Elternbeitrag wird dabei wie folgt berechnet:  

 
61 Im Unterschied zu den Annahmen der Kitakosten (vgl. Ziff. 3.2.2.4.3) wird bei den Schulkosten aufgrund 
der Schulferien vereinfacht davon ausgegangen, dass nur während 11 Monaten im Jahr externe 
Betreuung notwendig ist. Während bei der Kita somit insgesamt 48 Wochen (dies entspricht den 48 
gesetzlichen Arbeitswochen der Eltern) im Jahr betreut werden, sind es bei den Schulkindern 44 Wochen. 
Dies wird dadurch begründet, dass Kinder im Schulalter sich durchaus selbst beschäftigen können, 
während dies bei den Kindern im Kita-Alter nicht der Fall ist.    
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Der individuelle Beitragsfaktor (dieser entspricht dem individuellen Beitragsfaktor in Ziff. 

3.2.2.4.3) wird mit dem maximalen Leistungsbetrag62 multipliziert. Das Produkt wird in einem 

zweiten Schritt um den Minimaltarif63 addiert. Die Summe entspricht sodann dem effektiven 

Betrag, den die Eltern für die Betreuungs- sowie Verpflegungsleistung bezahlen («Netto-

Schulkosten»).  

Angenommen wird, dass drei Mal pro Woche, vier Mal pro Monat und elf Monate im Jahr folgende 

Leistungen zu beziehen sind, welche Angebote für Regelschulen darstellen:64 

• Mittagessen mit Mittagsbetreuung  (11:55-14:00 Uhr) 

• Nachmittagsbetreuung   (14:00-15:30 Uhr)  

Folgende Tarife finden dabei Anwendung:65 

 Minimaltarif Maximaler 

Leistungsbeitrag 

Maximaltarif  

Mittag mit 

Mittagsbetreuung 

CHF 4.50 CHF 13.50 CHF 18.00 

Nachmittagsbetreuun

g  

CHF 2.00 CHF 18.00 CHF 20.00 

 

4.5.3. Steuerliche Abzüge für Schulkosten 

Bezüglich der steuerlichen Abzugsfähigkeit der Schulkosten ist zwischen den reinen 

Betreuungskosten und den Verpflegungskosten unterscheiden, die beide zusammen in den Netto-

Schulkosten enthalten sind.  

Steuerlich abziehbar sind grundsätzlich nur die reinen Betreuungskosten (z.B. für 

schulergänzende Betreuung wie Mittagstisch, Nachmittagsbetreuung, Hort, Tagesfamilien). Die 

Betreuung muss zudem notwendig sein, weil beide Elternteile erwerbstätig, in Ausbildung oder 

aus gesundheitlichen Gründen verhindert sind. 

«Als Kinderdrittbetreuungskostenabzug können die nachgewiesenen Kosten für die 

Drittbetreuung jedes Kindes, das das 14. Altersjahr noch nicht vollendet hat und mit der 

steuerpflichtigen Person, die für seinen Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt lebt, von den 

Einkünften abgezogen werden, soweit diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang mit 

 
62 Siehe dazu Elternbeitrag berechnen, Stadt Zürich <https://www.stadt-
zuerich.ch/de/bildung/volksschule/betreuung/kosten/beitragsrechner.html> (abgerufen am 04.06.2026). 
63 Siehe dazu Elternbeitrag berechnen, Stadt Zürich <https://www.stadt-
zuerich.ch/de/bildung/volksschule/betreuung/kosten/beitragsrechner.html> (abgerufen am 04.06.2026). 
64 Siehe dazu Angebote und Tarife in Regelschulen in: Angebote und Tarife, Stadt Zürich 
<https://www.stadt-zuerich.ch/de/bildung/volksschule/betreuung/angebot-tarife.html> (abgerufen am 
05.09.2025).  
65 Siehe dazu Elternbeitrag berechnen, Stadt Zürich <https://www.stadt-
zuerich.ch/de/bildung/volksschule/betreuung/kosten/beitragsrechner.html> (abgerufen am 04.06.2026). 
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der Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder Erwerbsunfähigkeit der steuerpflichtigen Person stehen und 

den in § 31 Abs. 1 lit. j StG festgelegten Höchstbetrag pro Kind nicht überschreiten.“66 

Nicht steuerlich abziehbar sind die Verpflegungskosten (z.B. das Mittagessen selbst), auch 

wenn sie im Rahmen der ausserschulischen Betreuung anfallen, da diese als sogenannte 

Lebenshaltungskosten gelten, die auch ohne die ausserschulische Betreuung zu bezahlen wären. 

Sowohl auf Bundesebene als auch auf Kantonsebene können die Verpflegungskosten im Rahmen 

der ausserschulischen Betreuung deswegen nicht vom steuerbaren Einkommen abgezogen 

werden.67 

Da in den Schulkosten die reinen Betreuungskosten sowie die Verpflegungskosten nicht separat 

ausgewiesen werden, wird im Rahmen der Studie vereinfacht der ganze Betrag des individuellen 

Elternbeitrags von dem steuerbaren Einkommen abgezogen. Es handelt sich dabei um den 

subventionierten, bzw. tatsächlich zu leistenden Betrag («Netto-Schulkosten»).68 Der Abzug ist 

analog auf der Stufe der allgemeinen Abzüge zu tätigen (vgl. Ziff. 3.2.2.4.3). 

4.5.3.1. Maximale Steuerabzüge auf Ebene Bund 

Auf Bundesebene können die Fremdbetreuungskosten («Schulkosten») bis zu CHF 25'800 pro 

Kind und Jahr vom steuerbaren Einkommen abgezogen werden.69  

4.5.3.2. Maximale Steuerabzüge auf kantonaler Ebene 

Auf Kantonsebene können die Fremdbetreuungskosten («Schulkosten») bis zu CHF 25'000 pro 

Kind und Jahr vom kantonalen steuerbaren Einkommen abgezogen werden.70  

 

 
66 Weisung der Finanzdirektion über Sozialabzüge und Steuertarife (ab Steuerperiode 2015) vom 
07.04.2015, Rz. 42ff. <https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/steuern-
finanzen/steuern/vertreter/steuerbuch/zstb-nr-34-1/zstb-nr-34-1_gueltig-bis-31_12_2025.pdf> (abgerufen 
am 04.06.2026). 
67 Vgl. dazu den Entscheid des Steuerrekursgerichts des Kantons Zürich ST.2020.88 vom 04.01.2021, E. 
1. b) <https://www.strgzh.ch/assets/entscheide/2-db.2020.78--2-st.2020.88.pdf> (abgerufen am 
04.06.2026); vgl. auch RICHNER, FELIX/FREI,WALTER/KAUFMANN/HANS ULRICH, MEUTER, Kommentar zum 
Zürcher Steuergesetz, 3. A., §31 N 179.  
68 Eine andere Möglichkeit wäre es, die Steuerpraxis des Kanton Thurgaus zu übernehmen. Dabei werden 
75% der effektiven Schulkosten als steuerlich abzugsfähige reine Betreuungskosten betrachtet. Siehe 
dazu StP 34 Nr. 24 Drittbetreuungskosten, Thurgauer Steuerpraxis, Ziff. 3.2 
<https://steuerpraxis.tg.ch/steuerpraxis/2024-01/stp-34-nr-24-drittbetreuungskosten> (abgerufen am 
04.06.2026).  
69 Art. 33 Abs. 3 DBG. 
70 §31 lit. j StG-ZH. 
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5. Annahmen für die Reformvorschläge (Kita-Initiative und Individualbesteuerung) 

5.1. Zusätzliche Betreuungszulage für Kita-Kinder «Gegenvorschlag zur Kita-Initiative» 

5.1.1. Allgemein  

Als indirekten Gegenvorschlag zur sogenannten Kita-Initiative71 nahm der Ständerat in der 

Wintersession 2024 eine zusätzliche «Betreuungszulage für Kita-Kinder» auf und stimmte dieser 

zu. Vorgesehen war, dass Eltern einen Mindestbetrag von CHF 100 pro Monat erhalten sollen, 

wenn ein Kind (bis zum Alter von acht Jahren) an einem Tag pro Woche drittbetreut wird. Für jeden 

zusätzlichen Halbtag Drittbetreuung sollte sich die Zulage um CHF 50 erhöhen.72 

In der Sondersession vom 5. bis 7. Mai 2025 beschloss auch der Nationalrat, die Vorlage in das 

FamZG zu überführen, und bestätigte dabei die Lösung von CHF 100 pro Krippentag im Monat, 

maximal jedoch CHF 500 pro Monat. Ein minimales Arbeitspensum ist nach aktuellem Stand, 

soweit ersichtlich, nicht vorgesehen. Strittig ist unterdessen einzig die Finanzierung, insbesondere 

der Anteil von Kanton und allenfalls Bund.73 Ebenfalls möglich ist, dass in erster Linie die 

Arbeitgeber die Finanzierung übernehmen. Dies soll durch eine Erhöhung des Beitragssatzes für 

die Familienzulagen geschehen.74 Das Parlament hat den indirekten Gegenvorschlag im 

Dezember 2025 angenommen. 

Im Rahmen dieser Studie fokussieren wir uns jedoch auf die Kita-Initiative selbst und nicht den 

Gegenvorschlag.  

5.1.2. Annahmen im Modell 

Um die Auswirkungen einer Annahme des Gegenvorschlags zu illustrieren, wird Folgendes 

angenommen: Ausgehend von den Grundannahmen nach Ziff. 3.2.2.4.3 erhalten die Eltern in 

der Variante des Gegenvorschlags zusätzlich eine Betreuungszulage von 50 CHF pro halben 

Betreuungstag pro Woche, sobald mindestens ein ganzer Tag pro Woche Kitabetreuung benötigt 

wird. Ausbezahlt wird diese nur, sofern beide Elternteile erwerbstätig sind. Es wird 

angenommen, dass so viele (halbe) Betreuungstage notwendig sind, wie gearbeitet wird (so 

wird z.B. für drei Halbtage ausbezahlt, wenn das Arbeitspensum 30% beträgt). Die 

Betreuungszulage ist dabei maximal so hoch wie die Netto-Kitakosten (vgl. Ziff. 3.2.2.4.3).  

Um die Beträge auf das Jahr zu berechnen, werden die Beträge pro Monat mal zwölf 

multipliziert.  

 
71 Vgl. die Webseite des Initiativkomitees der sogenannten «Kita-Initiative» <https://gute-kitas.ch/> 
(abgerufen am 04.06.2026); vgl. auch BBl 2024 1659 vom 14.06.2026.  
72 Vgl. Medienmitteilung des Parlaments (SDA-Meldung) vom 11.12.2024 
<https://www.parlament.ch/de/services/news/Seiten/2024/20241211114902356194158159026_bsd070.as
px> (abgerufen am 04.06.2026). 
73 Vgl. KATHARINA FONTANA, NZZ vom 07.05.2025, «Mitte-links setzt sich bei der Krippenfinanzierung 
durch», S. 8.  
74 Vgl. KATHARINA FONTANA, NZZ vom 09.01.2024, «Kita-Zeitgeist auch im Ständerat: Mit einem teuren 
Sozialausbau sollen Eltern entlastet werden» <https://www.nzz.ch/schweiz/kita-zeitgeist-auch-im-
staenderat-mit-einem-teuren-sozialausbau-sollen-eltern-entlastet-werden-ld.1856415> (abgerufen am 
04.06.2026) 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2008/51/de
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5.2. Kita-Initiative: Deckelung der Kosten für familienergänzende Kinderbetreuung auf 

10 % des Elterneinkommens  

5.2.1. Allgemein  

Am 5. Juli 2023 wurde die Volksinitiative «Für eine gute und bezahlbare familienergänzende 

Kinderbetreuung für alle (Kita-Initiative)» eingereicht.75 Sie fordert, dass alle Eltern ihre Kinder –

sofern diese mindestens drei Monate alt sind und die Grundschule noch nicht beendet haben – in 

eine staatlich subventionierte externe Kinderbetreuung geben können, auch wenn die Eltern nicht 

erwerbstätig sind. Vorgesehen ist, dass die Kantone das Betreuungsangebot bereitstellen und der 

Bund zwei Drittel der Kosten übernimmt. Das verbleibende Drittel sollen die Kantone finanzieren, 

wobei die Kantone die Eltern je nach deren Leistungsfähigkeit an den Kosten beteiligen dürfen. 

Diese Beteiligung darf jedoch höchstens zehn Prozent des Elterneinkommens betragen.76 

5.2.2. Annahmen im Modell 

Um die Auswirkungen einer Annahme der Kita-Initiative zu illustrieren, wird angenommen, dass 

die Kita-Kosten ihr Maximum erreichen, wenn 10% des gemeinsamen steuerbaren Einkommens 

der Eltern auf Stufe Bund erreicht sind. Dies ist eine vereinfachende Annahme, da der Begriff des 

Einkommens künftig erst noch definiert werden muss.77 Bezüglich der Berechnungsgrundlagen 

für die Kitakosten (vgl. Ziff. 3.2.2.4) wird angenommen, dass diese sich nicht verändern. 

5.3. Anderer Reformvorschlag: Egalitäre Kita-Kosten 

Als Variante wird im Rahmen der Studie auch diskutiert, ob die bisherige Kita-Subvention durch 

eine egalitäre Form der Subvention ersetzt werden könnte. Konkret wird vorgeschlagen, dass 

pauschal CHF 3'000 (bzw. CHF 2'000) pro Kitatag und Kind vom Staat an die Eltern ausbezahlt 

werden, sobald ein Kitatag notwendig wird. Dies wäre der Fall, wenn ein Elternteil 

vollzeitbeschäftigt ist und das zweite Elternteil ebenfalls beginnt zu arbeiten. Dabei wird die 

Pauschale unabhängig von der Vermögenssituation oder dem Einkommensniveau der Eltern 

ausbezahlt. Auf diese Weise steigen die Kitakosten nicht wie bisher progressiv mit dem 

Einkommensniveau, wodurch die Erwerbsanreize bei höheren Einkommen im Vergleich zum 

Basisszenario erhöht werden sollen. 

5.4. Abschaffung der Heiratsstrafe: Individualbesteuerung 

5.4.1. Allgemein 

Die Bundesversammlung beschloss am 20. Juni 2025 die Gültigkeit der Volksinitiative «Für eine 

zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung (Steuergerechtigkeits-Initiative)». Die Initiative 

verlangt, dass natürliche Personen unabhängig von ihrem Zivilstand besteuert werden.78 Damit 

das Anliegen der Initiative schneller erreicht werden kann, lehnte der Bundesrat die Initiative ab 

 
75 BBI 2024 1660 vom 11.07.2024. 
76 HANSUELI SCHÖCHLI, NZZ vom 14.06.2024, «Die nächste Lockvogel-Volksinitiative: Der Kita-Vorstoss 
würde über 2 Milliarden Franken pro Jahr kosten» <https://www.nzz.ch/schweiz/die-naechste-lockvogel-
volksinitiative-der-kita-vorstoss-wuerde-ueber-2-milliarden-franken-pro-jahr-kosten-die-arbeitgeber-sind-
im-dilemma-ld.1835086> (abgerufen am 04.06.2026). 
77 BBI 2024 1659 vom 14.06.2024, S. 19.   
78 BBI 2025 2025 vom 20.06.2025. 
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und stellte ihr einen indirekten Gegenvorschlag auf Gesetzesebene gegenüber. In der 

dazugehörigen Botschaft betont der Bundesrat, das heutige Steuersystem stelle gemeinsam 

besteuerte Paare schlechter als vergleichbare individuell besteuerte Konkubinatspaare 

(sogenannte Heiratsstrafe). Insbesondere wenn beide Ehegatten einer Erwerbstätigkeit 

nachgehen, zahlen sie mehr Steuern, als wenn sie individuell besteuert werden würden. 

Andererseits begünstige das heutige Steuersystem laut Bundesrat Ehen, in denen nur ein 

Ehegatte dem Beruf nachgeht (sogenannter Heiratsbonus). Dadurch werden laut Bundesrat 

Frauen vom Arbeitsmarkt ferngehalten. Das Ziel der Individualbesteuerung seien erhöhte 

Erwerbsanreize für Frauen sowie erhöhte Gleichstellung von Mann und Frau.79 

Aufgrund des indirekten Gegenvorschlages auf Gesetzesebene erklärte das Initiativkomitee am 

30. Juni 2025 den bedingten Rückzug der Volksinitiative. Die Volksinitiative wird somit 

zurückgezogen, wenn das Bundesgesetz vom 20. Juni 2025 über die Individualbesteuerung in 

Kraft tritt.80 Verschiedene Parteien haben daraufhin ein Referendum angekündigt.81 Da über 8 

Kantone das fakultative Referendum verlangt haben, wird das Volk über die Einführung des 

geplanten Gesetzes entscheiden.82 

Mit der Einführung der Individualbesteuerung wird folgendes geplant:  

Der Kinderabzug soll auf Bundesebene von CHF 6'700 auf CHF 12'000 steigen. Der Hintergrund 

liegt darin, dass Paare den Kinderabzug bei gemeinsamem Unterhalt nur noch je hälftig abziehen 

können. Auch soll der Steuertarif für tiefere und mittlere Einkommen gesenkt werden, bei höheren 

Einkommen jedoch leicht erhöht werden. Die Individualbesteuerung wird auf beiden Ebenen, 

Bund und Kanton, vorgesehen.83 Bei gemeinsamer elterlichen Sorge werden kinderrelevante 

Abzüge je hälftig den Elternteilen zugewiesen.84  

Vermutungsweise würde durch die Abschaffung der Heiratsstrafe und der Einführung einer 

unbedingten Individualbesteuerung von Eheleuten die Erwerbstätigkeit der weniger verdienenden 

Person (häufiger der Frau) zunehmen, da auf eine Zunahme der Erwerbstätigkeit – relativ zum 

heutigen Steuersystem – weniger Steuern zu zahlen wären.   

Weiter ist möglich, dass die beiden Ehepartner ihr Pensum ausgeglichener verteilen (z.B. dass 

der Hauptverdiener weniger arbeitet, der Nebenverdiener dafür umso mehr) da der Steuertarif 

progressiv ausgestaltet ist, bei symmetrischen Einkommen würde es sich somit lohnen, die 

Pensen zu «splitten». 

 
79 BBI 2024 589 vom 21.02.2024. 
80 BBI 2025 2097 vom 04.07.2025. 
81 Nein zum Steuerschwindel: Überparteiliche Allianz lanciert Referendum gegen die 

Individualbesteuerung, SVP <https://www.svp.ch/aktuell/publikationen/medienmitteilungen/nein-zum-

steuerschwindel-ueberparteiliche-allianz-lanciert-referendum-gegen-die-individualbesteuerung/> 

(abgerufen am 04.06.2026). 
82 Art. 141 Abs. 1 BV; Individualbesteuerung: Zehn Kantone für Kantonsreferendum, SRF 
<https://www.srf.ch/news/schweiz/abstimmung-kommt-individualbesteuerung-zehn-kantone-fuer-
kantonsreferendum> (abgerufen am 04.06.2026). 
83 Individualbesteuerung, Eidgenössische Steuerverwaltung ESTV 
<https://www.estv.admin.ch/de/individualbesteuerung> (abgerufen am 04.06.2026). 
84 Erläuternder Bericht zum Bundesgesetz über die Individualbesteuerung vom 02.12.2022, 
Eidgenössisches Finanzdepartement EFD, S. 3; siehe auch das Bundesgesetz über die 
Individualbesteuerung vom 20. Juni 2025, wonach Art. 33 Abs. 3 DBG geändert werden soll.  
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5.4.2. Annahmen im Modell 

Um die Fälle ebenfalls im Fall einer Individualbesteuerung darzustellen, werden folgende 

Annahmen getroffen. Zunächst wird darauf hingewiesen, dass gegenwärtig nur die Ausgestaltung 

der Individualbesteuerung auf Bundesebene definiert ist. Wie die Individualbesteuerung in den 

Kantonen aussehen wird, ist noch unklar.85 Aus diesem Grund wird die Individualbesteuerung im 

Modell lediglich auf Bundesebene simuliert.  

Zunächst ändert sich das steuerbare Einkommen auf Ebene Bund. Konkret ändert sich 

folgendes86:  

• Das steuerbare Einkommen auf Stufe Bund (vgl. Ziff. 3.2) wird nun separat – einmal für 

die Frau und einmal für den Mann berechnet. 

• Wie bisher wird beim Nettoeinkommen vor Steuern (vgl. Tabelle in Ziff. 3.2) gestartet, 

welches sich durch die Einführung der Individualbesteuerung nicht verändert. 

• Die Steuerabzüge für Gewinnungskosten (vgl. Ziff. 3.2.1) ändern sich nicht – sie werden 

vom steuerbaren Einkommen derjenigen Person abgezogen, bei der sie anfallen.  

• Der Doppelverdienerabzug (vgl. Ziff. 3.2.2.2) entfällt.  

• Die Abzüge für Krankenkassenprämien (vgl. Ziff. 3.2.2.3.1) verändern sich wie folgt: Neu 

werden diese jeweils separat einmal beim steuerbaren Einkommen der Frau und des 

Mannes abgezogen. Der Maximalabzug beträgt dabei CHF 1'800 für Erwachsene und 

CHF 350 pro Kind. Sowohl Frau als auch Mann können den Abzug für Kinder geltend 

machen. So würde der Steuerabzug bei der Frau als auch beim Mann im Fall mit zwei 

Kindern CHF 2'500 betragen und im Fall mit null Kindern CHF 1'800. 

• Sozialabzüge (vgl. Ziff. 3.2.3): Der Ehegattenabzug wird abgeschafft. Der Kinderabzug 

beträgt nun CHF 600 pro Kind und Jahr und kann sowohl vom steuerbaren Einkommen 

der Frau als auch vom Mann abgezogen werden.  

Damit ergeben sich neu zwei separate steuerbare Einkommen auf Stufe Bund – einmal für die 

Frau und einmal für den Mann.  

Dieses Einkommen wird dann auf einen neuen Steuertarif angewandt, welcher sich im 

vorgeschlagenen neuen Art. 36 des DBG findet. Dabei ist zu beachten, dass der berechnete 

Steuerbetrag pro Kind um CHF 129.50 ermässigt wird. Dies ist sowohl beim steuerbaren 

Einkommen der Frau als auch des Mannes der Fall.87 

 
85 BBI 2024 589 vom 21.02.2024, S. 4 f. 
86 BBI 2025 2033 vom 20.06.2025; BBI 2024 589 vom 21.02.2024. 
87 BBI 2025 2033 vom 20.06.2025, S. 4 f.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/2033/de#:~:text=Steuer%20für%20ein-,Steuerjahr%20beträgt
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